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Manfred Groser

Das Privatisierungsthema 
in der politischen Willensbildung

Einleitung

Das Thema „Privatisierung" hat die bundesre-
publikanische Öffentlichkeit in zwei Phasen 
mit unterschiedlichen Akzenten beschäftigt. 
Ende der fünfziger und Anfang der sechziger 
Jahre waren es vor allem ordnungs- und ver-
mögenspolitische Argumente, die zur Forde- 
rung nach Überführung industriellen Bundes-
vermögens in Privateigentum führten. Mitte 
der siebziger Jahre setzte dann, vor dem Hin-
tergrund der Finanzmisere (insbesondere der 
Kommunen), eine Diskussion um die Entla-
stung des Staates durch Aufgabenübertragung 
ein, die zunächst eher pragmatisch geführt 
wurde (Kostenersparnis), sich aber bald zu ord-
nungspolitischen Dimensionen erweiterte.
Der Prozeß der politischen Willensbildung um 
das Privatisierungsthema kann hier nur skiz-
zenhaft nachgezeichnet werden. Zwangs

1

läufig 
müssen viele wichtige Stellungnahmen von 
Entscheidungsträgern vernachlässigt ), an-
dere auf das Wesentliche konzentriert wer-
den. Die Vermittlung des Flairs der Argumen-
tation — nicht unwichtig zur Analyse der poli-
tischen Rhetorik und der „Verpackung" von In-
teressenstandpunkten — kommt ebenfalls zu 
kurz. Eine geraffte Darstellung der Positionen 
und der dahinter stehenden Interessenlogik 
sollte aber doch deutlich machen, daß jeder 
Vorschlag pro und kontra Privatisierung bzw. 
jede Privatisierungstechnik auf ein bereits be-

setztes Interessenfeld trifft, mit (wenigstens 
annähernd) bestimmbaren Kräfteverhältnis-
sen, Zielkonflikten und -harmonien, Abhän-
gigkeiten und Machtbalancen.
Auch der wirtschafts- und finanzpolitische Be-
rater wird dieses Kräftefeld nicht ignorieren

dürfen, wenn er die Realisierbarkeit seiner 
Vorschläge in das Beratungskalkül einbe-
zieht2). Das Verhalten der Regierung wird da-
bei sicher eine herausragende Rolle spielen. B. 
Frey ist zuzustimmen, wenn er feststellt, daß 
eine „ädäquate und praktisch verwendbare 
Theorie der Wirtschaftspolitik" auch eine 
Theorie des Regierungsverhaltens enthalten 
muß3). Das Privatisierungsthema liefert ein 
Beispiel dafür, daß im Einzelfall zu einer eini-
germaßen vollständigen Einschätzung der Si-
tuation auch die Ziele und das Verhalten an-
derer Akteure einbezogen werden müssen, die 
die Realisierbarkeit bestimmter Vorschläge 
beeinflussen: Kommunalpolitiker, Wähler, In-
teressengruppen. Der Privatisierungsbegriff 

2) Vgl. Grard Gäfgen, Politische Ökonomie und 
Lehre von der Wirtschaftspolitik: Zur Realisierbar-
keit wirtschaftspolitischer Vorschläge, in: Heiko 
Körner u. a. (Hrsg.), Wirtschaftspolitik — Wissen-
schaft und politische Aufgabe. Festschrift zum 
65. Geburtstag von Karl Schiller, Bern/Stuttgart 
1976, S. 123—143.
3) Bruno S. Frey, Gebhard Kirchgäßner, Wirtschafts-
politik aus der Sicht der Neuen Politischen Ökono-
mie, in: Georg Lührs u. a. (Hrsg.), Theorie und Politik 
aus kritisch-rationaler Sicht, Berlin/Bonn 1978, 
S. 143—158, bes. S. 149.



wird hier in seiner politisch „brisantesten" 
Form verwendet: als Verlagerung bisher von 
der öffentlichen Verwaltung erstellter Lei-
stungen auf den privaten Sektor (materielle 
oder echte Privatisierung). Ausgeklammert 
bleibt die sogenannte formale Privatisierung, 
d. h. die bloße Verlagerung der Leistungser-
stellung von Gebietskörperschaften auf privat-
rechtlich organisierte Träger, die sich ihrer-

seits völlig oder üb
4

erwiegend in öffentlicher 
Hand befinden ).

Während der erste Teil den Argumenten der 
gesellschaftlichen Kräfte gewidmet ist, gilt der 
zweite dem Versuch einer Darstellung der „In-
teressenlogik" der Beteiligten. Am Ende steht 
eine Bewertung der Realisierbarkeit von Pri-
vatisierungsinitiativen.

Argumente für eine Privatisierung öffentlicher Dienste

Parteien

Bei den Parteien haben sich vor allem die CDU 
und die CSU, in Teilen auch die FPD, für eine 
Privatisierung staatlicher Leistungen ausge-
sprochen. Auffallend ist die Spannweite der 
Argumentation zwischen konkreten, meist an 
Finanzproblemen anknüpfenden Vorschlägen 
und abstrakten ordnungspolitischen Entwür-
fen, die an das (gestörte) Verhältnis zwischen 
Staat und Gesellschaft anknüpfen5). Beson-
ders deutlich wird dies bei der CDU. Der vom 
Bundesfachausschuß Innenpolitik 1976 vorge-
legte „Privatisierungskatalog" entstand im 
Rahmen eines Auftrags der Präsidien von 
CDU und CSU, die Entwicklung der öffentli-
chen Personalkosten zu untersuchen und Vor-
schläge zur Kostendämpfung zu machen. Der 
Fachausschuß trat für eine Übertragung von 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung auf 
Dritte ein, wies zugleich aber darauf hin, daß 
eine solche nur unter folgenden Maßgaben in 
Betracht komme:

4) Zur Abgrenzung vgl. u. a. das Gutachten des Wis-
senschaftlichen Beirats beim Bundesministerium 
der Finanzen zur Lage und Entwicklung der Staats-
finanzen in der Bundesrepublik Deutschland, Bulle-
tin des Presse- und Informationsamtes der Bundes-
regierung, Nr. 103 v. 16. 8. 1975, S. 1001—1016, bes. 
S. 1007 ff
5) Vgl. hierzu die instruktive Übersicht bei Helmut
Tofaute, Gesellschaftliche und ökonomische
Aspekte der Privatisierung unter besonderer Be-
rücksichtigung gewerkschaftlicher Gesichtspunkte,
in: WSI-Mitteilungen (1976), H. 7, S. 370—392, hier
S. 375—376.

— „Es handelt sich nicht um eine sog. hoheitli-
che Aufgabe, deren Wahrnehmung den staat-
lichen Instanzen überlassen bleiben muß (z. B. 
Polizei, Justiz, Steuerverwaltung usw.).
— Es handelt sich nicht um Funktionen, deren 
Ausübung im Interesse des — richtig verstan-
denen — Gemeinwohls wegen der notwendi-

gen Unabhängigkeit und Unparteilichkeit von 
der öffentlichen Verwaltung wahrgenommen 
werden muß.
— Es handelt sich nicht um Aufgaben, deren 
Erfüllung zwar erforderlich ist, die aber man-
gels entsprechender Einrichtungen oder Feh-
lens eines (finanziellen) Anreizes von keinem 
außerhalb der öffentlichen Hand wahrgenom-
men werden.
— Die Erledigung durch Dritte ist finanziell 
weniger aufwendig, bringt eine echte Entla-
stung der öffentlichen Haushalte und ist auch 
gesamtwirtschaftlich vernünftig.
— Die Aufgabenerfüllung durch Dritte ist bei 
gleicher oder besserer Quantität und Qualität 
gewährleistet."6)
Immerhin bleiben auch nach diesen notwendi-
gen Einschränkungen eine Reihe von Aufga-
ben, die als privatisierungsfähig betrachtet 
werden: Entsorgungsleistungen, innerstädti-
scher und Nahverkehr, Erholungseinrichtun-
gen, Fremdenverkehr, Versorgungseinrich-
tungen (z. B. Schlachthöfe). Aufgaben im Be-
reich des Sozialwesens (Kindergärten, Alten- 
und Altenpflegeheime, Krankenhäuser etc.) 
sollen „weitgehend" den Kirchen und Verbän-
den der freien Wohlfahrt überlassen werden. 
Genannt werden auch die Stiftungen und Bür-
gervereine. Diese Dienstleistungen bedürften 
aber staatlicher Garantien und Aufsicht7).
1979 legte derselbe Bundesfachausschuß In-
nenpolitik der CDU „Thesen zum Wettbe-
werbsprinzip für öffentliche Dienstleistungen 
vor, die eine eher indirekte Vorgehensweise 
nahelegen. Durch die Verpflichtung zum 
Kosten- und Leistungsvergleich sollen die 
Kommunen veranlaßt werden, sich der Alter-

6) Vgl. Bischoff/Nikusch, S. 115 ff.
7) Ebenda, S. 118. 



native zwischen staatlicher oder privater Pro-
duktion zu stellen8).

11 Ebenda, S. 111.
12) Grundsatzprogramm der Christlich Demokrati-
schen Union Deutschlands, beschlossen vom 
26. Bundesparteitag in Ludwigshafen, 23.—25. Okto-
ber 1978, Hrsg. CDU-Bundesgeschäftsstelle, Bonn 
1978.
13) Weniger Bürokratie — Mehr Freiheit! Das Pro-
gramm der CDU zur Entbürokratisierung von Staat 
find Gesellschaft. Beschluß des Bundesvorstandes 
der CDU vom 3. Dezember 1979, Hrsg. CDU-Bun-
desgeschäftsstelle, Bonn, o. J.
14) Ebenda, S. 19.

Die Kommunalpolitische Vereinigung der 
CDU und CSU tritt in ihrem Kommunalpoliti- 
schen Grundsatzprogramm von 1975 für eine 
Einschränkung der wirtschaftlichen Tätigkeit 
der öffentlichen Hand ein: „Wir Kommunalpo-
litiker wollen die wirtschaftliche Tätigkeit der 
öffentlichen Hand einschränken und auch 
Versorgungsleistungen, soweit dies sinnvoll 
und möglich erscheint, privatisieren ... Die 
Wirtschaftskraft der Gemeinde wird in dem 
Maße gestärkt, wie die Freiheit wirtschaftli-
cher und beruflicher Tätigkeit des einzelnen 
in der Gemeinde gesichert und a

9

usgebaut 
wird. Deswegen darf die Gemeinde nichts an 
sich ziehen, was in eigenverantwortlicher und 
risikobereiter Initiative von Privaten geleistet 
werden kann." )
Noch grundsätzlicher wird das Thema in der 
Mannheimer Erkiärung der CDU 1975 ange-
sprochen, der als ordnungspolitischem Doku-
ment unverminderte Aktualität bestätigt wer-
den kann. Die Mannheimer Erklärung gibt zu-
nächst eine Analyse der Situation:
„Durch die Übernahme eines wesentlichen 
Teils der Dienstleistungen durch den Staat 
wird dessen Finanzkraft sowie seine Lei-
stungs- und Steuerungsfähigkeit überfordert. 
Noch schwerer wiegt, daß dem Staat auf diese 
Weise wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Macht zuwächst, die zu einer zunehmenden 
Abhängigkeit des einzelnen von staatlichen 
und öffentlichen Einrichtungen und damit zu 
einer Abnahme individueller Freiheit führt. 
Dabei ist der Bürger, der in allen Lebensberei-
chen vom Staat betreut wird, außerstande, die-
sen Staat politisch noch wirksam zu kontrol-
lieren."10 )
Die „Entlastung des Staates im Dienstlei-
stungsbereich durch nichtstaatliche Lei-
stungsträger" wird als Beitrag zur Sanierung 
der öffentlichen Haushalte gewertet. Voraus-
setzung dafür sei eine Abgrenzung der Staats-
aufgaben, die auf abstrakter Ebene in der 
Mannheimer Erklärung vorgenommen wird: 
„Nach unserem Staatsverhältnis ist es nicht 
die vorrangige Aufgabe des Staates, für die

8) Thesen zum Wettbewerbsprinzip für öffentliche 
ienstleistungen. Beschluß des Bundesfachaus-

schusses Innenpolitik der CDU vom 1. 2. 1979. Pres-
semitteilung der CDU-Bundesgeschäftsstelle vom

9) Vgl. Bischöff/Nikusch, S. 112.
10) Unsere Politik für Deutschland — Mannheimer 
Erklärung in der Fassung vom 12. November 1975, 
Vgl. Bischoff/Nikusch, S. 108 ff.

Bürger eine Unzahl wirtschaftlicher und admi-
nistrativer Dienstleistungen zu erbringen. Im 
Gegensatz zur SPD sind wir nicht der Auffas-
sung, daß die Erweiterung der staatlichen Ein-
flußnahme und des staatlichen Angebots an 
Dienstleistungen gleichbedeutend mit gesell-
schaftlichem Fortschritt ist. Die Befriedigung 
der Nachfrage nach Dienstleistungen ist für 
uns in erster Linie Aufgabe der gesellschaftli-
chen Einrichtungen: der Unternehmen, Ver-
bände und freien Träger im sozialen Bereich. 
Die Aufgabe von Staat und Regierung ist es, 
die politischen Ziele der staatlichen Gemein-
schaft zu bestimmen, das Gemeinwesen nach 
den Grundsätzen der Freiheit und sozialen 
Gerechtigkeit zu gestalten und zu entwickeln, 
gegen Angriffe und Bedrohungen von außen 
zu schützen und im Inneren Freiheit, Sicher-
heit und den Rechtsfrieden zu wahren."11 )
Das Grundsatzprogramm der CDU von 1978 
stellt die staatlichen Aufgaben unter einen Be-
gründungszwang: „Alle staatlichen Aufgaben, 
Ausgaben, Maßnahmen und Gesetze sind ... 
ständig auf ihre Notwendigkeit, Vertretbar-
keit und rationelle Durchführung zu überprü-
fen" (Zf. 95)12 ). Eine Eingrenzung der Staatsaus-
gaben ergibt sich für die CDU aus dem Subsi-
diaritätsprinzip, das der Verwirklichung der 
Freiheit dient: „Deshalb muß der Staat auf die 
Übernahme von Aufgaben verzichten, die der 
einzelne oder jeweils kleinere Gemeinschaf-
ten erfüllen können" (Zf. 17).
Subsidiarität ist auch — gemeinsam mit Ver-
trauen, Selbstverwaltung, Personalität, Wett-
bewerb und Leistungsbezogenheit — ein Ord-
nungsprinzip der CDU zur Entbürokratisie-
rung von Staat und Gesellschaft. Das Pro-
gramm „Weniger Bürokratie — mehr Freiheit!" 
wurde vom Bundesvorstand der CDU am 
3. Dezember 1979 vorgelegt13 ). Danach mar-
kiert das Subsidiaritätsprinzip die Grenze für 
die Ausdehnung und Intensität öffentlicher 
Aufgaben14 ). Bei den Maßnahmen zum Aufga-
benabbau will die CDU „prüfen, ob eine Über-
tragung von Aufgaben auf private und nicht-
staatliche Institutionen möglich ist und in wel- 



eher Form sie erfolgen soll. Eine Ausgliede-
rung von Aufgaben ist immer dann geboten, 
wenn sie zu einer Entlastung der öffentlichen 
Haushalte führt und die Aufgabenerfüllung 
durch Dritte bei gleicher oder besserer Quan-
tität und Qualität gewährleistet ist, ohne sozi-
alstaatliche Verpflichtungen zu verletzen.15 )

15) Ebenda, S. 22.
16) Vgl. Entstaatlichung — Ein Begriff gewinnt Ge-
stalt. Schriftenreihe der CSU-Fraktion im Baye-
rischen Landtag, Bd. 1, Neuwied 1977.
17) Ebenda, S. 63.

18) Birgit Breuel, Privatisierung öffentlicher Lei-
stungen, in: Zur Sache, Jg. 4, Folge 9, Hrsg. Presse-
stelle der Niedersächsischen Landesregierung, 
Hannover, 20. 12. 1979, S. 2.
19) Ebenda, S. 3.
20) Ebenda, S. 5.
21) Otto Graf Lambsdorff, in: Frankfurter Rundschau
v. 13. 1. 1976.

Das Subsidiaritätsprinzip spielte auch in der 
D

16
iskussion der CSU über die Entstaatlichung 

eine herausragende Rolle ).  Der jetzige Gene-
ralsekretär der CSU, E. Stoiber, vertrat im 
bayerischen Landtag die (juristisch allerdings 
umstrittene) Auffassung, das Subsidiaritäts-
prinzip sei in der Verfassung verankert. In je-
dem Fall sei es aber als Leitlinie des politi-
schen Handels der CSU zu betrachten: „Ge-
rade weil es in der Rechtswissenschaft noch 
umstritten ist — dabei liegt die Betonung auf 
.noch' —, ob dieses Subsidiaritätsprinzip einen 
Verfassungsrang besitzt und damit kraft Ver-
fassung staatliche Aufgaben begrenzt, und ge-
rade weil es letzten Endes die gemeinsame 
Meinung ist, daß der Staat bzw. die Vertreter 
des Staates allein bestimmen, was eine staatli-
che Aufgabe ist und was keine staatliche Auf-
gabe ist, muß für uns zur Begrenzung der staat-
lichen Aufgaben das Subsidiaritätsprinzip die 
entscheidende Komponente der gesellschafts-
politischen Abgrenzung sein."17 )

Im Grundsatzprogramm der CSU von 1976 
wird die Privatisierung explizit als Maßnahme 
zur „Förderung von Entstaatlichung" genannt: 
„Die Christlich Soziale Union tritt dafür ein, 
den Umfang der staatlichen Aufgaben zu be-
grenzen. Im Bereich der Eingriffsverwaltung 
ist eine Beschränkung der Staatstätigkeit 
kaum möglich. Der Bereich der Dienstleistun-
gen und der wirtschaftlichen Unternehmun-
gen des Staates dagegen bietet vielfältige 
Möglichkeiten, öffentliche Dienstleistungen 
zu privatisieren."
Von Seiten der CDU haben auf Landesebene 
vor allem die Initiativen des niedersächsi-
schen Wirtschaftsministers, Birgit Breuel, eine 
überregionale Öffentlichkeit erfahren. Bei den 
Privatisierungsabsichten der Landesregierung 
geht es vor allem darum, „Vermögen des Staa-
tes, das sich in seiner Hand angesammelt hat, 
zur Durchführung seiner Aufgaben aber nicht 
oder nicht mehr benötigt wird, und Tätigkei-
ten der öffentlichen Hand, die auch mit ande-

ren als staatlichen Mitteln sinnvoll bewältigt 
werden können, auf private Träger zu 
verlagern. Dabei kann die öffentliche Hand, 
soweit die Aufgabe das erfordert, sich durch-
aus Aufsichts- und Einwirkungsmöglichkeiten 
vorbehalten."18 )
Eine erste konkrete Maßnahme war hier der 
Beschluß zur Vergabe der Naßbaggerarbeiten 
im Emdener Hafen an private Hände, von der 
Einsparungen in Höhe von mehreren Millio-
nen DM erwartet werden19 ). Die Landesregie-
rung hat darüber hinaus die Absicht, die ein-
zelnen Ressorts Ende 1980 zusammenfassend 
über den Stand der Privatisierung in Nieder-
sachsen berichten zu lassen20 ).
Befürworter fand die Privatisierung auch in 
der FDP. So stellte beispielsweise der gegen-
wärtige Bundesminister für Wirtschaft und 
damalige Staatssekretär Otto Graf Lambsdorff 
1976 fest: „Der Staat ist an die Grenzen seiner 
Leistungsfähigkeit gestoßen. Wir müssen des-
halb prüfen, wie er die vorhandenen Mittel ef-
fizienter einsetzen kann, beziehungsweise, wo 
und inwieweit er von Aufgaben und damit 
Ausgaben entlastet werden kann. Die Ver-
lagerung staatlicher Leistungen eröffnet die 
Möglichkeit, daß manche Leistungen billiger 
und marktgerechter als bisher angeboten wer-
den können. Dabei muß allerdings das Entste-
hen neuer monopolartiger Strukturen verhin-
dert werden. Rrivatisierungsmöglichkeiten 
sehe ich beispielsweise bei Verkehrsbetrieben 
und Teilbereichen von Post und Bahn, bei 
Krankenhäusern, kommunalen Schlachthöfen, 
Müllabfuhr, Gebäudereinigung, Wäschereien, 
Sportanlagen und Reparaturwerkstätten."21 )
In einem internen Papier, das der „Spiegel" am 
29. September 1975 veröffentlichte, hatte sich 
der Bundesfachausschuß für Wirtschaft der 
FDP noch entschiedener für Privatisierung 
ausgesprochen: „Langfristige Zielsetzung: Pri-
vatisierung öffentlicher Wirtschaftstätigkeit 
... Für eine Privatisierung kommen insbeson-
dere in Betracht: Beteiligungen der öffentli-
chen Hand auf Bundesebene, aber auch zahl-
reiche Beteiligungen von Ländern und Ge-
meinden; Verkehrsunternehmen: Bundesbahn 
zumindest in Teilbereichen; Energieversor-



gungsunternehmen (kommunale Stadtwerke); 
öffentliche Einrichtungen (Müllabfuhr, 
Schlacht- und Viehhöfe, Straßenreinigung); 
zahlreiche technische Funktionen von Behör-
den (Gebäudereinigung, Fahrbereitschaft). Bei 
der Bundespost ist zu überprüfen, ob die ho-
heitlichen Funktionen, welche zu der derzeiti-
gen Verfassung geführt haben (Fernmeldeho-
heit, Beförderungsmonopol für Briefpost) un-
ersetzbar sind. Anderenfalls käme auch die 
Bundespost, zumindest in Teilbereichen, für 
eine Privatisierung in Betracht."22 )

25) Hartkopf, a. a. O„ S. 41.
26) Handwerk: öffentliche Haushalte entlasten (Do-
kumentation), Sonderdruck-Reihe des Zentralver-
bandes des Deutschen Handwerks, Bonn 1976,
S. 3.

In allgemeiner Form wird das Privatisierungs-
thema von der FDP in ihren „Thesen liberaler 
Kommunalpolitik" von 1978 aufgegriffen: „Im 
Dienstleistungsbereich ist laufend zu überprü-
fen, inwieweit Aufgaben, die bisher von den 
Gemeinden wahrgenommen wurden, privati- 
sierbar sind oder in andere Trägerschaften 
überführbar sind. Die wirtschaftliche Betäti-
gung der Gemeinden soll nur in denjenigen 
Bereichen erfolgen, in denen die Versorgung 
der Bürger durch Gemeindeunternehmen 
wirtschaftlicher bzw. leistungsfähiger möglich 
ist oder in denen aus hoheitlicher Sicht bzw. 
aus Gründen des Gemeindewohls eine Ge-
meindeeinrichtun 23g geboten ist" (These 5) ).
Kaum als Befürworter der Privatisierung kann 
dagegen FDP-Bundesinnenminister Baum gel-
ten, der sich gegen eine „Fixierung nur auf 
Kosten- beziehungsweise Kostenersparnisge-
sichtspunkte" wendet 24 ). Nach Auffassung von 
Baum bzw. Hartkopf verschließen sich große 
Bereiche der Leistungsverwaltung einer rein 
privatwirtschaftlichen Organisation. Sie nen-
nen aber auch einige einer Privatisierung prin-
zipiell zugängliche Aufgabengruppen, z. B. 
einzelne Bildungsaufgaben, vor allem im Be-
reich der Fortbildung, sowie bestimmte Ver- 
sorgungs- und Entsorgungsleistungen. Vor al-
lem aber sollte ein Gesichtspunkt, der die Pri-
vatisierungsdebatte mit ausgelöst habe — die 
Effizienzsteigerung bei der öffentlichen Ver-
waltung —, politisch verstärkt aufgegriffen 
werden. Effizienzsteigerung und Rationalisie-
rung spielen in der Argumentation des Bun-

22) Vgl. Bischoff/Nikusch, S. 127 ff.
23) Thesen liberaler Kommunalpolitik, in: Günter 
Verheugen (Hrsg.), Das Programm der Liberalen, Ba-
uen-Baden 1979, S. 399 ff., hier S. 437.
24) Vortrag zur 21. beamtenpolitischen Arbeitsta- 

gung des Deutschen Beamtenbundes v. 7.—9. 1.1980 
in Bad Kissingen. Elie Rede wurde in Vertretung des 
Ministers von Staatssekretär Hartkopf vorgetragen. 
Vgl. G. Hartkopf, Probleme der Privatisierung öf- 
Sentlicher Aufgaben, in: Bulletin des Presse- und In- 
lormationsamtes der Bundesregierung Nr. 5 v. 10. 1. 
>980, S. 35—43. 

desministers des Inneren eine herausragende 
Rolle, die auch in der Verbindung zwischen 
Privatisierungsthema und Tarifpolitik im öf-
fentlichen Dienst sichtbar wird: „Um glaub-
würdig zu bleiben, kann freilich die öffentliche 
Hand die Augen vor Privatisierungsüberle-
gungen zumindest dann nicht verschließen, 
wenn sie unter Rationalisierungsaspekten von 
der Lohngestaltung her dazu gezwungen 
ist.“25 )

Verbände

Im Verbandsbereich sind u. a. der Zentralver-
band des Deutschen Handwerks, das Institut 
der Deutschen Wirtschalt und, besonders 
nachdrücklich, der Bund der Steuerzahler mit 
Privatisierungsforderungen aufgetreten.
In gleichlautenden, von Handwerkspräsident 
Schnitker unterzeichneten und 1975 an den 
Bundeskanzler, den Bundesfinanzminister 
und den Bundeswirtschaftsminister gerichte-
ten Briefen hieß es: „Das Handwerk ist der 
Auffassung, daß es — nicht nur wegen der da-
mit eintretenden Entlastung der öffentlichen 
Haushalte, sondern auch aus grundsätzlichen 
wirtschaftspolitischen Überlegungen — eine 
Fülle von Gründen gibt, alle jene Regie-
betriebe der öffentlichen Hand aufzulösen, die 
bei exakter Kostenrechnung teurer arbeiten 
als privatwirtschaftliche Unternehmen. Eine 
betriebswirtschaftliche Betrachtungsweise 
muß den Gesamtbereich der Personalkosten 
einschließlich der Versorgungsleistungen und 
der Sondervergünstigungen im öffentlichen 
Dienst ebenso einbeziehen wie Steuerausfälle 
und die Folgen der Wettbewerbsverzerrungen 
am Markt durch das Nebeneinander von Re-
gie- und Handwerksbetrieben mit unter-
schiedlicher Besteuerung."26)
Das Institut der Deutschen Wirtschaft stellt 
die Privatisierung in den Zusammenhang der 
Sanierung der öffentlichen Haushalte und 
nennt privatisierungsfähige Bereiche: „Eine 
generelle Übertragung oder Privatisierung im 
eigentlichen Sinne, bei der auch die Finanzie-
rung der Leistungen, abgesehen von mögli-
chen Subventionen, auf das private Unterneh-
men oder den privaten Täger übergeht, kann 
bei Schlachthöfen, Verkehrseinrichtungen, 
Sportstätten sowie bei einzelnen Einrichtun-
gen im Sozial- und Gesundheitsbereich in Er-



wägung gezogen werden. Die Überlegenheit 
der marktwirtschaftlichen Koordinationsme-
chanismen und der Wettbewerbsdruck lassen 
auch hier eine rationellere Leistungserstel-
lung vermuten, zumal die Leiter privater Un-
ternehmen nicht an starre Haushaltsregeln 
gebunden sind. Durch entsprechende Aufla-
gen der staatlichen Aufsichtsbehörden kann 
sowohl eine flächendeckende gleichmäßige 
Versorgung sichergestellt als auch ein eventu-
eller Mißbrauch der Marktmacht ausgeschlos-
sen 27werden. 227)

30) Vgl. Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium für Finanzen, a. a. O., S. 
1009; Andreae, a. a. O.
31) Vgl. zusammenfassend Ulrich Roppel, ökonomi-
sche Theorie der Bürokratie, Freiburg/Br. 1979.
32) Werner W. Pommerehne, Bruno S. Frey, Public 
versus Private Production Efficiency in Switzerland: 
A Theoretical and Empirical Comparison, in: Vin-
cent Ostrom, Frances P. Bish (Hrsg.), Comparing Ur-
ban Delivery Systems: Structure and Performance, 
Vol. 12, Urban Affairs Annual Reviews, Beverly 
Hills, Cal., 1977, S. 221—241.
33) Charles Beat Blankart, Bureaucratic Problems in 
Public Choice: Why do Public Goods Still Remain 
Public?, erscheint in: Public Finance and Public
Choice, hrsg. v. K. W. Roskamp, Cujas, Paris.

Der Bund der Steuerzahler hat den wohl um-
fangreichsten Katalog „privatisierungsfähiger'' 
Aufgaben vorgelegt, der von den Altenheimen 
bis zu den Zoologischen Gärten reicht und u. a. 
Teilbereiche von Bahn und Post, den öffentli-
chen Nahverkehr, das Fernsehen, die Univer-
sitäten, die Schu

28
len und die Kindergärten 

nennt ).

Wissenschaft

In der Wissenschaft haben sich vor allem der 
Wissenschaftliche Beirat beim Bundesmini-
sterium für Finanzen und der Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung für eine Privatisie-
rung bei Vorliegen bestimmter Bedingungen 
ausgesprochen, ebenso zahlreiche Einzelwis-
senschaftler29 ). In der finanzwissenschaftli-
chen Diskussion werden dabei die Vorteile 
äquivalenter Finanzierung über kostendek- 
kende Gebühren, Preise etc. hervorgehoben, 
die in der Durchsetzung bzw. Wiedergewin-
nung des Informationsflusses vom Verbrau-

27) Ulrich Peter Hermani, Sanierung der öffentli-
chen Haushalte. Beiträge zur Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik. H. 35, Institut der Deutschen Wirtschaft, 
Köln 1976, S. 57.
28) Entstaatlichung. Wie man die öffentlichen Haus-
halte durch Verlagerung von Aufgaben auf Private 
entlasten kann. Hrsg, vom Präsidium des Bundes 
der Steuerzahler, Wiesbaden 1975; vgl. Bischoff/Ni- 
kusch, S. 178 ff. Vgl. neuerdings auch: Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen, Karl-Bräuer-Institut 
des Bundes der Steuerzahler e. V., Wiesbaden 
1978.
29) Zur Lage und Entwicklung der Staatsfinanzen in 
der Bundesrepublik Deutschland vgl. Bischoff/Ni- 
kusch, S. 38 ff.; Sachverständigenrat, Jahresgutach-
ten 1975/76, vgl. Bischoff/Nikusch, S. 47 ff. Für die 
Einzelwissenschaftler vgl. statt vieler: Wolfram En-
gels, Bürokraten verspielen unsere Zukunft, in: 
Wirtschaftswoche v. 23. 12. 1976; C. A. Andreae, Alle 
Macht dem Staate — Öffentliche Aufgaben — alter-
native Möglichkeiten ihrer Erfüllung, in: Heiner 
Geißler (Hrsg.), Verwaltete Bürger — Gesellschaft 
in Fesseln. Bürokratisierung und ihre Folgen für 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft, Frankfurt 1978, 
S. 149—156.

eher zum Produzenten liegen. Mit der Entrich-
tung eines kostendeckenden Preises teilt der 
Verbraucher dem Produzenten die Intensität 
seines Bedürfnisses mit, eine Information, die 
bei Nulltarifen oder stark subventionierten 
Preisen verzerrt wird. Verteilungsgesichts-
punkten könnte durch entsprechende Geld-
transfers Rechnung getragen werden (Tren-
nung von Allokation und Distribution)30 ).
Ein anderer Schwerpunkt ökonomischer For-
schung gilt den unterschiedlichen Bedingun-
gen öffentlicher und privater Produktion von 
Leistungen. Neben einer rasch expandieren-
den „ökonomischen Theorie der Bürokratie" 31)  
gibt es leider noch zu wenige wissenschaftlich 
anspruchsvolle und aussagefähige empirische 
Untersuchungen zum Leistungsvergleich zwi-
schen öffentlicher und privater Produktion. 
Eine Studie von Pommerehne und Frey analy-
siert die Abfallbeseitigung in 103 Schweizer 
Städten und kommt zu dem Schluß, daß pri-
vate Produktion ökonomisch effizienter sei. 
Die Regierung müßte allerdings dafür Sorge 
tragen, daß der Wettbewerb erhalten blei-
be32 ).
Blankart gibt eine Übersicht über die interna-
tional — vor allem im angelsächsischen Raum 
— vorliegenden empirischen Untersuchun-
gen, die verwendeten Maßstäbe zur Messung 
der Leistung und die wesentlichen Resul-
tate33 ). Die untersuchten Bereiche sind: Ab-
fallbeseitigung (hier liegen die meisten Stu-
dien vor), Elektrizitätsversorgung, Feuerwehr, 
Krankenversicherung, Fluglinien, öffentlicher 
Nahverkehr, Gebäudereinigung. Die Kosten-
vorteile liegen fast durchweg bei privater Pro-
duktion und werden nicht durch schlechtere 
Qualität kompensiert.

Deutscher Städtetag
Zu den zurückhaltenden Befürwortern einer 
Privatisierung kann der Deutsche Städtetag 



gerechnet werden, der in einer sehr differen-
zierten Stellungnahme zu unterschiedlichen 
Empfehlungen für einzelne Bereiche kommt. 
Zwar seien manche Aufgaben der Leistungs-
verwaltung (Dienstleistungen) an sich privati-
sierungsfähig. Vor einer Entscheidung müßten 
jedoch eine Fülle von Gesichtspunkten ge-
prüft werden:
a) Gewährleistung des flächendeckenden Lei-
stungsangebots,

b) Gewährleistung des Leistungsangebots auf 
Dauer,
c) Erhaltung der Leistungsqualität,

d) Vermeidung von Monopolen in privater 
Hand,
e) Entlastung des öffentlichen Haushalts,

f) zumutbare Entgelte für den Bürger bei priva-
ter Trägerschaft ).34

35) Beschluß des SPD-Parteivorstandes vom 31.5. 
1976, vgl. Bischoff/Nikusch, S. 95 ff.
36) Beschluß des JUSO-Bundeskongresses vom 
26.—28.3. 1976 in Dortmund: Wirtschaftspolitische 
Lage und Alternativen sozialdemokratischer Wirt-
schaftspolitik, zit. nach Bischoff/Nikusch, S. 93.
37) Franz Xaver Kaufmann, Einführungsreferat zum 
Arbeitskreis III: Soziale Dienste und öffentliche 
Verantwortung. Hilft eine Privatisierung öffentli-
cher Aufgaben?, SPD-Forum Zukunft, 25-/26. Okto-
ber 1979, Köln.

Argumente gegen eine

Sozialdemokratische Partei

Die Ablehnung der Privatisierung öffentlicher 
Dienste ist bei SPD und Gewerkschaften deut-
lich. Unterschiede zeigen sich allenfalls in Ak-
zentuierungen, z. B. wenn die SPD die Ver-
pflichtungen des Sozialstaates betont und die 
Gewerkschaften auf die Situation der im öf-
fentlichen Bereich Beschäftigten besonderes 
Gewicht legen, daneben aber auch die Ver-
pflichtungen des Staates herausstellen. Der 
Parteivorstand der SPD sieht in Privatisie-
rungsforderungen Angriffe auf den Sozial-
staat:
»Die von Teilen der CDU/CSU gestartete Pri-
vatisierungskampagne ist mit Angriffen gegen 
den Sozialstaat insgesamt gekoppelt Die so-
ziale Sicherung der Arbeitnehmer und der 
Ausbau des Sozialstaates werden von der Op-
position und den Unternehmerverbänden 
grundsätzlich in Frage gestellt. Die Führungs-
spitze der Unionsparteien hat damit ihre Ab-
sicht kundgetan, die öffentlichen Dienst-
und Versorgungsleistungen drastisch einzu-
schränken ... Die Attacken gegen unser so-
ziales Sicherungssystem, kombiniert mit Pri-
vatisierungsforderungen, gefährden den Sozi-
alstaat tatsächlich: denn der Bürger wird 
schutzlos gegenüber allen wirtschaftlichen 
Bedrängnissen. Die privatisierten öffentlichen 
Einrichtungen sollen der privaten Gewinner- 
zielung dienen und verlieren damit ihre demo-
kratische und solidarische Hilfsfunktion. Mit 
der Privatisierung würden sie auch der Kon-
trolle der Parlamente und der Bürgermitwir-
kung entzogen. Hinter der Ideologie der tota-
len Privatisierung verbirgt sich die sozial-
feindliche Illusion, der einzelne könne ohne

34)2.Privatisierung öffentlicher Aufgaben. Deutscher 
Städtetag, Beiträge zur Kommunalpolitik, Heft 2, 
Köln 1976; vgl. Bischoff/Nikusch, S. 73 ff.

Privatisierung öffentlicher Dienste

die Solidarität der Gemeinschaft in größerer 
Sicherheit leben."35 )
Für die Jungsozialisten geht eine Privatisie-
rung zu Lasten der abhängig Beschäftigten, „da 
die meisten der öffentlichen Leistungen eine 
hohe gesellschafts- und sozialpolitische Funk-
tion haben und eine Privatisierung entweder 
zur massiven Einschränkung des Leistungsan-
gebots auf die gewinnbringenden Bereiche 
oder aber eine enorme Verteuerung bei einem 
Aufrechterhalten des momentanen Leistungs-
angebots bringen wür

36
de". Dies werde von den 

Konservativen verschwiegen ).
Auf dem SPD-Forum Zukunft mit dem Rah-
menthema „Bürger und Verwaltung" in Köln 
am 25./26. Oktober 1979 wurde das Privatisie-
rungsthema vor allem im Zusammenhang mit 
den sozialen Diensten diskutiert. Der Bielefel-
der Soziologe F. X. Kaufmann hatte die provo-
kante These aufgestellt, daß für personenbezo-
gene Dienste die herrschenden Formen büro-
kratischer Leistungserbringung zunehmend 
problematisch würden, sie sich aber anderer-
seits auch einer betriebswirtschaftlichen Ra-
tionalisierung und einer „Privatisierung“ im 
Sinne der Übertragung auf gewinnorientierte 
Privatunternehmen entzögen. Zweckmäßig er-
schien ihm, soziale Dienstleistungen stärker 
als bisher als die Selbstversorgungsvorgänge 
ergänzende Leistungen zu konzipieren37).



Deutscher Gewerkschaftsbund

Der DGB machte 1976 die Ablehnung aller Pri-
vatisierungsbestrebungen zu einem seiner 
Wahlprüfsteine für die Bundestagswahl38 ). In 
einer Grundsatzerklärung stellte der DGB 
fest, „daß — von Ausnahmen abgesehen — die 
Privatisierung öffentlicher Bereiche und 
Dienstleistungen weder für die öffentliche Fi-
nanzwirtschaft noch für die Bevölkerung, noch 
für die Arbeitnehmer Vorteile bringen würde. 
Im Gegenteil, die Privatisierung der Gewinne, 
um die es ja tatsächlich geht, würde langfristig 
die öffentlichen Finanzen noch mehr strapa-
zieren, das Arbeitsplatzangebot verringern 
und die Arbeitssituation der Beschäftigten 
verschlechtern. Eine Privatisierung würde 
ferner viele einkommensschwächere Bürger 
von der Inanspruchnahme privatwirtschaftlich 
produzierter öffentlicher Güter ausschließen 
und auch das Risiko konjunktureller Schwan-
kungen in der gesamten Volkswirtschaft ver-
größern. Den Nutzen der Privatisierung hätte 
die private Wirtschaft, die sich die Rosinen 
aus dem Kuchen schneiden würde."39 )

38) In: Welt der Arbeit, Nr. 24 v. 11. Juni 1976, vgl. Bi- 
schoff/Nikusch, S. 134.
39) DGB-Grundsatzerklärung, abgegeben von Ger-
hard Schmidt, Mitglied des DGB-Bundesvorstands, 
am 14. Juni 1976, zit. nach Bischoff/Nikusch, 
S. 135.
40) Entwurf: Grundsatzprogramm des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes. Beschlossen vom Bundes-
vorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes am 
2. Oktober 1979, Düsseldorf 1979 (Hervorhebung 
von mir, M. G.).
41) Heinz Kluncker, Sozialpolitische Aspekte der
Entstaatlichung, in: Horst Hanusch (Hrsg), Reform 
öffentlicher Leistungen, Baden-Baden 1978, S. 77-93, 
hier S. 85.

Der vom Bundesvorstand des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes am 2. Oktober 1979 be-
schlossene Entwurf für ein Grundsatzpro-
gramm des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
erteilt allen Privatisierungsbestrebungen eine 
eindeutige Absage: „Der beschleunigte wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Wandel for-
dert sozialstaatliches Handeln. Die Sicherung 
und der Ausbau sozialstaatlicher Leistungen 
und leistungsfähiger öffentlicher Einrichtun-
gen erhöhen die Sicherheit, Freiheit und 
Selbstbestimmung der Arbeitnehmer. Darüber 
hinaus können sozialpolitische Maßnahmen 
wirtschaftliche Ungleichgewichte verringern, 
soziale Ungerechtigkeiten abbauen und die 
Lebensqualität für die Arbeitnehmer verbes-
sern. Dazu bedarf es eines breiten Angebots 
öffentlicher Einrichtungen, Betriebe und Un-
ternehmen. Wegen ihrer Verpflichtung auf ge-

sellschaftliche Ziele und Aufgaben dürfen 
diese Einrichtungen nicht ausschließlich an 
ihrer Rentabilität gemessen werden. Die Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungen ist 
mit sozialstaatlichen Grundsätzen Unverein- 
bar."'0)

’OTV und Deutscher Beamtenbund

Die Stellungnahmen der besonders betroffe-
nen DGB-Einzelgewerkschaften (ÖTV, Postge-
werkschaft, Eisenbahnergewerkschaft) brin-
gen die Ablehnung der Privatisierung mit den-
selben Argumenten und, soweit dies noch 
möglich ist, noch entschiedener zum Aus-
druck.
1978 hat der Vorsitzende der Gewerkschaft 
öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, 
Heinz Kluncker, die Haltung seiner Gewerk-
schaft noch einmal bekräftigt Für ihn sind es 
„vornehmlich die sozialpolitischen Aspekte, 
die den Gewerkschaften die generelle Ableh-
nung von Privatisierungsmaßnahmen bei öf-
fentlichen Dienstleistungen begründet er-
scheinen lassen".
„Erhebliche negative sozialpolitische Folge-
wirkungen hat die Privatisierung in der Regel 
für die betroffenen Arbeitnehmer und für die 
betroffenen Bürger, die die entsprechenden 
Dienstleistungen nutzen." Als Stichworte 
nennt Kluncker:
„1. Das Sorgetragen für Ausbildungs- und 

Arbeitsplätze
2. Die Arbeitsbedingungen
3. Die Lohnsituation
4. Die soziale Sicherung
5. Die Qualität der Dienstleistung
6. Qualifikation und Kontinuierlichkeit der 

Arbeitskräfte, die die Dienstleistungen er-
bringen

7. Der Umfang der Dienstleistung und der 
Dienstleistungspalette

8. Die Preisgestaltung von Privatfirmen." )41

Auf der ausschließlich dem Privatisierungs-
thema gewidmeten 21. beamtenpolitischen 
Arbeitstagung des Deutschen Beamtenbundes 
warnte der Vorsitzende des DBB, Krause, vor 
einer Ideologisierung der Diskussion und prä-
zisierte die Haltung seiner Organisation. Vor 
einer verantwortlichen Entscheidung sei auf 
jeder Ebene zu prüfen, „welche konkreten Um-
stände dafür maßgebend waren, daß die Auf-
gabe einst zu einer staatlichen gemacht wor-
den ist, ob diese Umstände immer noch Gel-



tung haben und welche Folgen einer Privati-
sierung in Rechnung gestellt werden müssen“. 
Insbesondere seien folgende Fragen zu klä-
ren:
.Erstens: Inwieweit besteht ein öffentliches In-
teresse an der Leistung?
Zweitens: Könnte es hingenommen werden, 
wenn die Aufgabe in privater Hand schlechter 
erfüllt wird oder gar völlig vom Markt ver-
drängt wird?
Drittens: An welche Form staatlicher Kon-
trolle ist gegebenenfalls gedacht, um die ord-
nungsgemäße Durchführung in privater Hand 
zu gewährleisten? Welche Lasten und Kosten 
entstehen dadurch, auch im Blick auf den 
bürokratischen Aufwand?
Viertens: Inwieweit verändert sich die Versor-
gungslage der von den Leistungen abhängigen 
Bevölkerungsgruppen?
Fünftens: Entstehen für die öffentliche Hand 
finanzielle Folgelasten, etwa durch Subven-
tionserfordernisse und dergleichen mehr?“42 )

43) Hartmut Tofaute, Gesellschaftliche und ökono-
mische Aspekte der Privatisierung unter besonde-
rer Berücksichtigung gewerkschaftlicher Gesichts-
punkte, in: WSI-Mitteilungen (1976) H. 7, S. 370— 
392, hier S. 382.
44) Diskussionsbeitrag des Beigeordneten Licht, 
Deutscher Städte- und Gemeindebund, in: Ver- und 
Entsorgung — Wer macht's. Podiumsveranstaltung 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes am 
23. 3. 1976 in Bad Neuenahr/Ahrweiler. Schriften-
reihe des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, 
H. 24, Göttingen 1976, S. 19—21, hier zitiert nach Bi- 
schoff/Nikusch, S. 69 ff.
45) Josef Deimer, Privatisierung und soziale Ver-
pflichtung der Stadt, in: Sparmaßnahmen der Städte: 
Rationalisierung — Privatisierung, Hrsg. Baye-
rischer Städteverband, Geschäftsstelle, München 
o. J. (1976), S. 18 ff., vgl. Bischoff/Nikusch, S. 77 ff.; so-
wie ders., Die öffentliche Aufgabenreform aus kom-
munaler Sicht, in: Horst Hanusch (Hrsg.), Reform öf-
fentlicher Leistungen, Baden-Baden 1978, S. 95— 
110, bes. S. 108 f.

Pragmatiker: Die Kommunen

Zu den zahlreichen Äußerungen, wie sich die 
Entscheidungsträger verhalten sollten, kon-
trastieren die nüchternen Aussagen darüber, 
wie sie sich tatsächlich verhalten. Für die 
Städte und Gemeinden läßt sich feststellen, 
daß sie sich weniger an allgemeinen ord-
nungspolitischen oder sonstigen programma-
tischen Leitlinien orientieren, als vielmehr 
pragmatisch handeln. Konkret bedeutet das, 
daß sie zwischen den verschiedenen Forde-
rungen, die an sie herangetragen werden 
(Kostenersparnis, Interessen des öffentlichen 
Dienstes etc.), vielfach nach dem Prinzip des 
.Durchwurstelns“ (muddling through) operie-
ren. Die Parteizugehörigkeit des Bürgermei-
sters läßt unter diesen Umständen kaum eine 
Prognose über seine Haltung für oder wider 
die Privatisierung öffentlicher Dienstleistun-
gen zu. So wurden einige der spektakulärsten 
Privatisierungsaktionen in SPD-regierten 
Städten (z. B. Köln) durchgeführt, während um-
gekehrt die Hypothese naheliegt, daß CDU- 
Bürgermeister nicht immer geneigt waren, Pri-
vatisierungschancen zu nutzen, solange sich 
auch mit dem Status quo finanziell (und poli-
tisch) leben ließ. Für den Privatisierungsgeg- 
ner H. Tofaute „beweist die Praxis vieler auch 
SPD-geführter Kommunen, daß sie einer Pri-

42) Alfred Krause, Schlußwort zur 21. beamtenpoliti-
schen Arbeitstagung des Deutschen Beamtenbun-
des vom 7.-9.1. 1980. 

vatisierung in gewissen Grenzen und ange-
sichts einer nicht rosigen Kassenlage nicht ab-
hold sind“43 ).
Eine Untersuchung des deutschen Städte- und 
Gemeindebundes schließlich weist nach, daß 
das tatsächliche Verhalten der Gemeinden 
stark von ihrer Größe abhängt: Kleine Ge-
meinden greifen vielfach auf private Lei-
stungsträger zurück. So lassen z. B. von 69 Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen unter 10 000 
Einwohnern alle 69 Gemeinden die Müllbesei-
tigung vornehmen. In der Größenklasse ab 
50 000 Einwohner machen sieben Gemeinden 
die Müllabfuhr selbst und elf haben diese Auf-
gabe privatisiert44 ). In dieses Bild fügen sich 
die Warnungen des Vorsitzenden des Baye-
rischen Städteverbandes, OB Deimer, vor ei-
ner Ideologisierung der Privatisierungsde-
batte 45 ).

Skeptiker: Die Bürger

Schlaglichter auf die Einstellung der Bürger 
zum Thema „Privatisierung“ werfen einige de-
moskopische Untersuchungen, die allerdings 
mit „viel Salz“ zu nehmen sind. Nicht nur die 
Fragestellung, sondern auch die aktuelle fi- 
nanz- und konjunkturpolitische Situation be-
einflussen das Urteil des Bürgers, so daß die 
Antworten von gestern möglicherweise heute 
schon nicht mehr gelten. Noch schwerer wie-
gen die methodischen Einwände gegen Frage-
stellungen über hypothetische Alternativen, 
die eine reale Entscheidung nur sehr unvoll-
kommen simulieren können. Trotz dieser Vor-
behalte scheinen zwei Umfrageergebnisse er-
wähnenswert, die insgesamt Skepsis gegen-
über Privatisierungsplänen signalisieren und 



(nicht überraschend) eine Präferenz für den 
Status quo dokumentieren. Nur 35 % hielten 
1975 eine Privatisierung der Müllabfuhr für 
sinnvoll, bei Kindergärten und Krankenhäu-

sern sind es gar nur 18 % bzw. 11 %46 ). Ande-
rerseits traten 1974 55 % der Bundesbürger 
dafür ein, daß die Ölgesellschaften in staatli-
cher Hand sein sollten47 ).

46) EMNID-Umfrage von 1975, zitiert nach: CDU- 
Bundesgeschäftsstelle — Planungsgruppe (Hrsg.): 
Verwaltete Bürger — Gesellschaft in Fesseln. Doku-
mentation zur wissenschaftlichen Fachtagung der 
CDU am 19. und 20. April 1978.
47) Allensbach-Umfrage 1974, zitiert nach: CDU-
Bundesgeschäftsstelle — Planungsgruppe (Hrsg.): 
Verwaltete Bürger — Gesellschaft in Fesseln. Doku-
mentation zur wissenschaftlichen Fachtagung der 
CDU am 19. und 20. April 1978.

Interessenlogik

Die Argumente der einzelnen Gruppen liefern 
wichtige Aufschlüsse über die politische Stra-
tegie, die in der Auseinandersetzung um die 
Privatisierung verfolgt wird, über die Interes-
senlage geben sie allerdings nur unzureichend 
Auskunft. So gehört es zum Einmaleins jeder 
Interessenpolitik, das eigene Interesse mit 
dem Gemeinwohl identisch erscheinen zu las-
sen (bündigster Ausdruck dieses Verfahrens 
war der Slogan: „Hat der Bauer Geld, hat's die 
ganze Welt“). Zur Ergänzung des Bildes soll in 
einer elementaren „Interessenlogik“ gezeigt 
werden, wie sich aus unterschiedlichen Rollen 
im politischen Spiel, unterschiedlichen Infor-
mationsvoraussetzungen etc. das konkrete 
Verhalten der Beteiligten und der Ablauf der 
Privatisierungsdiskussion in der Bundesrepu-
blik erklären lassen. Methodisch gesehen han-
delt es sich natürlich nicht um eine vollstän-
dige Erklärung, sondern um eine Erklärungs-
skizze.
Mindestens vier Gruppen bzw. deren Interes-
sen müssen in einer Erklärung der Gesamtsi-
tuation berücksichtigt werden:
1. Die Parteien bzw. Politiker auf Bundes- bzw. 
Landesebene,
2. die Kommunalpolitiker,
3. die Bürger,
4. die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
und ihre Interessenvertretungen.
Die Analyse könnte durch Einbezug weiterer 
Gruppen verfeinert werden, z. B. der Medien, 
der Wissenschaft etc.

Die Parteien bzw. die Politiker
Das Verhalten der Politiker/Parteien läßt sich 
häufig, zumindest in erster Annäherung, aus 

dem Stimmenmaximierungskalkül erklä-
ren48 ). Zunächst bedeutet dies nur, daß Politi-
ker bei ihren Handlungen die Rückwirkungen 
auf die Wahlentscheidung der Bürger in ihre 
Überlegungen einbeziehen. Es bedeutet nicht 
— und auf dieses Mißverständnis trifft man 
häufig —, daß der Politiker sich für nichts an-
deres interessiert als für Wählerstimmen und 
das politische Amt als Selbstzweck betrachtet. 
Stimmenmaximierung als Ausdruck des Be-
mühens, im politischen Wettbewerb zu über-
leben, ist mit einer Vielzahl von Motiven ver-
einbar — mit dem Streben nach dem Gemein-
wohl (in der jeweiligen Auslegung) ebenso wie 
mit egoistischem Machtstreben.

Eine der wichtigsten Konsequenzen stimmen-
maximierenden Verhaltens in Zweiparteien-
systemen (oder Quasi-Zweiparteien-Systemen 
wie der Bundesrepublik) ist die Tendenz zur 
Angleichung der Parteiprogramme und der 
Kampf um die politische Mitte49 ). Um die 
Wähler in der Mitte nicht zu verlieren, sind 
die Parteien gezwungen, ihr Programm stark 
mit Kompromissen zu durchsetzen, möglichst 
vielen Wählerinteressen gleichzeitig zu ent-
sprechen und keine Gruppe von vornherein zu 
Gegnern zu machen. Die Parteimitglieder 
dagegen sehen die „Verwässerung" der 
Programme eher zwiespältig: Sie würden eine 
konsequentere Verwirklichung ihrer Ideolo-
gie vorziehen, akzeptieren aber (oft zähneknir-
schend) das Anpassungsverhalten ihrer Partei, 
solange es im Interesse der Erreichung oder 
Erhaltung der Regierungsmacht notwendig er-
scheint.

Das Bestreben, möglichst vielen Gruppen et-
was zu bieten, stößt auf natürliche Grenzen; 
sie liegen bei der Regierungspartei in den fi-
nanziellen Ressourcen, bei der Opposition (die 
theoretisch allen alles versprechen könnte) im 
Verlust der Glaubwürdigkeit. Regierung und

48) Vgl. Philipp Herder-Dorneich, Manfred Groser, 
konomische Theorie des politischen Wettbe-

werbs, Göttingen 1977.
49) Vgl. vor allem Anthony Downs, Ökonomische 
Theorie der Demokratie, Tübingen 1968; weiterfüh-
rend Herder-Dorneich/Groser, S. 118 ff.



Opposition können versuchen, die Grenzen 
hinauszuschieben; die Regierung vor allem 
durch Verschuldung, d. h. dem Versuch, die 
Verteilungskonflikte in der Gegenwart zu La-
sten der Zukunft zu lösen; die Opposition, in-
dem sie den einzelnen Gruppen die Vorteile 
der Oppositionspolitik deutlich macht, wäh-
rend die Belastungen nicht in ähnlicher Weise 
konkretisiert werden. Der Regierung steht 
diese Taktik nur begrenzt offen, denn von Zeit 
zu Zeit ist sie gezwungen, durch Anhebung 
des Steuerniveaus für die Finanzierung der 
Begünstigungen zu sorgen und dabei auch be-
züglich der Verteilung der Belastungen Farbe 
zu bekennen. Im übrigen gilt die Erkenntnis 
der Finanzpsychologie, daß unmerkliche Bela-
stungen vorgezogen werden, während bei den 
Begünstigungen auf eine hohe Aufmerksam-
keitswirkung bei den Betroffenen geachtet 
wird.

Kommunalpolitiker

Kommunalpolitiker sind zunächst und vor al-
lem Politiker — insofern gilt das vorhin Ge-
sagte auch für sie. Sie unterliegen aber zu-
meist stärkeren finanziellen Restriktionen als 
die Politiker auf anderen Ebenen. Ihre Mög-
lichkeiten zu Steuererhöhungen und zur Aus-
dehnung der Verschuldung sind vergleichs-
weise begrenzt. Als infolge des konjunkturel-
len Einbruchs in der Bundesrepublik die 
Steuereinnahmen generell sanken, wurden 
die Städte und Gemeinden davon besonders 
betroffen. Auf der Ausgabenseite haben die 
Gemeinden vor allem an den Folgekosten von 
Investitionen (Personalaufwand, z. B. für den 
Betrieb eines Schwimmbades) zu tragen, wäh-
rend sich an den Investitionen selbst häufig 
der Bund bzw. das Land beteiligen. Der Zwang, 
bei den Personalkosten Einsparungen vorzu-
nehmen, ist unter diesen Umständen für die 
Kommunen besonders groß.
Dies erklärt, daß das Thema „Privatisierung" 
von den Kommunalpolitikern vielfach ohne 
ideologische Scheuklappen und unter beson-
derer Betonung des finanziellen Entlastungs-
effekts diskutiert wird. In der kommunal-
politischen Praxis spielen zudem grundsätzli-
che ordnungspolitische Auseinandersetzun-
gen eine geringere Rolle als auf den anderen 
Ebenen der Politik. Zwar mag sich mancher 
SPD-Bürgermeister, der sich gegen die Linie 
seiner Partei zu Privatisierungsmaßnahmen 
entschloß, in dieser Zwickmühlensituation 
nicht sehr wohl gefühlt haben. Immerhin 
konnte er, vor allem in kleineren Gemeinden, 

davon ausgehen, daß der schädliche Einfluß 
seiner abweichenden Entscheidung auf die 
Glaubwürdigkeit der Gesamtpartei kaum 
spürbar ist.
Andererseits ist für das Image der Kommunal-
politiker ein reibungsloses Verhältnis zur Ver-
waltung von zentraler Bedeutung. Störungen 
dieses Verhältnisses durch anhaltende Aus-
einandersetzungen über Privatisierungsmaß-
nahmen können für sie negativ zu Buche 
schlagen.

Die Bürger

Einstellung und Verhalten der Bürger sind 
z. T. von Widersprüchen gekennzeichnet. Dem 
Interesse an der Ausdehnung der Staatslei-
stungen steht das Interesse an einer möglichst 
niedrigen Steuer- bzw. Gebührenbelastung 
entgegen. Die Kritik der Bürger richtet sich 
vielfach auch gegen die mangelnde Qualität 
von bürokratisch erbrachten Leistungen 
(Langsamkeit mangelnde Flexibilität, Amts-
ton etc.).
In seiner Eigenschaft als Wähler kann der 
Bürger versuchen, das staatliche Güterange-
bot und die Steuerlastquote zu beeinflussen. 
Dabei sind allerdings zwei wichtige Ein-
schränkungen zu beachten: In repräsentativen 
Systemen trifft der Bürger seine Entscheidung 
nicht über einzelne öffentliche Güter bzw. 
Steuern, sondern über hochaggregierte Bün-
del von Begünstigungen und Belastungen, die 
ihm von den konkurrierenden Parteien zur 
Entscheidung vorgelegt werden (anders z. B. 
im politischen System der Schweiz mit seinen 
zahlreichen Einzelabstimmungen). Zudem 
trifft er seine Entscheidung als einer unter vie-
len Wählern, kann also davon ausgehen, daß 
seine einzelne Stimme nur in den seltensten 
Fällen entscheidend sein wird. Entsprechend 
gering ist das Interesse vieler Wähler, sich 
über die politischen Einzelfragen intensiv zu 
informieren, zumal viele Probleme (z. B. die 
Verteilung der Steuerlast, die Verteilungswir-
kungen öffentlicher Leistungen) selbst für den 
finanzwissenschaftlichen Experten nur 
schwer durchschaubar sind. In so komplexen 
Entscheidungssituationen bieten sich dem 
Wähler mehrere Möglichkeiten der Entla-
stung an: die Entwicklung einer habituellen 
Parteipräferenz, die die Information über die 
sachlichen Alternativen überflüssig macht; 
die Orientierung an Ideologien mit ähnlicher 
Wirkung; die Ausrichtung an den Persönlich-
keiten der Kandidaten etc.



Zu dem in der Regel niedrigen Informations-
stand tritt als weiterer Einflußfaktor das „Ge-
setz der Minderschätzung zukünftiger Bedürf-
nisse" (Böhm-Bawerk) und der Vergessensfak- 
tors0). Verschuldungsstrategien haben nicht 
zuletzt deshalb Erfolg, weil die wenigsten Bür-
ger die zukünftigen Belastungen (durch die 
Tilgung der Schuldenlast) als heute entschei-
dungsrelevant betrachten. Durch die Wirk-
samkeit des Vergessensfaktors ist es möglich, 
Begünstigungen und Belastungen über die Le-
gislaturperiode so zu verteilen, daß besonders 
schmerzhafte Belastungen zum Zeitpunkt der 
Wahlentscheidung schon wieder vergessen 
sind.

50) Zu beiden Faktoren vgl. Herder-Dorneich, Gro- 
ser, ökonomische Theorie .. „ S. 169 ff.

51) Heiner Minssen, Fallstudie über die Privatisie-
rung der Gebäudereinigung bei der Stadt Hildes-
heim, in: Zur Privatisierung öffentlicher Dienstlei-
stungen, Bd. 3, hrsg. v. Hauptvorstand der Gewerk-
schaft öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, 
Stuttgart 1977, S. 49—77, hier S. 75.

Neben der Betätigung im Wahlakt gibt es für 
den Bürger weitere Möglichkeiten, seine In-
teressen in den politischen Prozeß einzubrin-
gen, z. B. durch den Beitritt in einen Verband. 
Gerade sehr allgemeine Interessen (z. B. jene 
des Steuerzahlers) erweisen sich aber als sehr 
schwer organisierbar. Die Existenz des Bundes 
der Steuerzahler gilt nicht als Gegenbeweis, 
denn gemessen an der Gesamtzahl der Betrof-
fenen (und von seinen Aktivitäten Begünstig-
ten) ist der Organisationsgrad sehr gering.

Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes

Das Interesse des Bürgers und Wählers an der 
Gestaltung der Staatsaufgaben folgt aus seiner 
Rolle als Konsument der Staatsleistungen und 
als Steuerzahler. Innerhalb der Bürger- bzw. 
Wählerschaft gibt es jedoch eine quantitativ 
beachtliche Zahl von Personen, die in ihrer 
Rolle als Produzenten öffentlicher Leistungen 
zusätzlich zu diesem allgemeinen Interesse 
ein starkes Einkommens- und Arbeitsplatzin-
teresse ins Spiel bringen. Ihr Organisations-
grad und ihre Konfliktfähigkeit sind z. T. be-

trächtlich. Neben dem Instrument der Wäh-
lerstimmen verfügen sie über weitere Macht-
instrumente zur Durchsetzung ihrer Interes-
sen. In einer Fallstudie über Privatisierungs-
bestrebungen werden diese Faktoren als maß-
geblich erkannt: „Der Protest und der Wider-
stand der Arbeitnehmer ist neben dem Krite-
rium der Kosten die Variable, die über das 
Ausmaß der Privatisierung und auch der Ra-
tionalisierung entscheidet. Eine Privatisierung 
etwa wird sich nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten durchsetzen lassen, wenn 
nicht ein gewisses Maß an Übereinstimmung 
zwischen Verwaltung und den Beschäftigten 
besteht, die sich ausdrückt in der Zusammen-
arbeit von Verwaltung und Gesamtpersonal-
rat. Die Politik des letzteren bestimmt also 
entscheidend über den Verlauf von Privatisie- 
rungs- und Rationalisierungsmaßnahmen 
mit."51 )
Selbst unter der Voraussetzung, daß eine be-
stimmte Privatisierung unzweifelhafte Ko-
stenersparnisse erbringt, ist nach der Interes-
senlogik eine solche Entscheidung nicht zwin-
gend zu erwarten. Die Bürger werden über das 
Ausmaß der Kostenentlastung kaum infor-
miert sein — zudem berührt jede einzelne 
Kostenersparnis im öffentlichen Haushalt nur 
einen infinitesimalen Teil ihrer Steuerlast. 
Dieser nur indirekten Beziehung des Bürgers 
zur einzelnen Privatisierungsmaßnahme steht 
das hochorganisierte und konfliktfähige Inter-
esse der Beschäftigten des öffentlichen Dien-
stes gegenüber, die (legitimerweise) ihren so-
zialen Besitzstand zu halten trachten. Nur 
wenn starker Druck von der Finanzseite als 
zusätzlicher Faktor ins Spiel kommt, ist unter 
diesen Kräfteverhältnissen eine Entscheidung 
der Kommunalpolitiker für die Privatisierung 
zu erwarten.

Fazit

In der Bundesrepublik ist es den Befürwortern 
der Privatisierung bisher nicht gelungen, dem 
Privatisierungsthema im Rahmen einer allge-
meinen ordnungspolitischen Offensive zum 
Durchbruch zu verhelfen. Während in der ord-
nungspolitischen Argumentation neben dem 
Ziel der Kostensenkung weitreichende andere 
Ziele (mehr Selbständigkeit, Entstaatlichung, 
Wettbewerb, Wahlfreiheit etc.) verfolgt wur-

den, spielte sich die Praxis der Privatisierung 
unterhalb der ordnungspolitischen Ebene und 
unter starker Betonung des finanziellen 
Aspektes ab. Das Urteil des Finanzkämmerers 
wog mitunter schwerer als das Urteil der Par-
teipolitiker.



Das Kräfteverhältnis kehrt sich um, sobald 
eine entspanntere Finanzsituation den Ge-
meinden die Beibehaltung ihrer traditionellen 
Wege der Aufgabenerfüllung erlaubt. Die 
Durchsetzung von Innovationen — und jede 
größere Privatisierungsaktion ist zumindest 
lokal eine beträchtliche politische Innovation 
— stellt für alle Beteiligten eine Herausforde-
rung dar, der sie sich verständlicherweise 
gerne entziehen, wenn der äußere Druck fehlt. 

Nur konstanter Druck von der Finanzierungs-
seite könnte die verantwortlichen Kommunal-
politiker zwingen, sich Vorbehalte gegen In-
novationen nicht leisten zu können. Wenn die 
psychologische Theorie von den kognitiven 
Dissonanzen recht hat, wird in diesem Fall ei-
nem pragmatischen Handeln eine pragmati-
sche Rechtfertigung nachgeliefert, welche 
dann die Diskrepanz zwischen Handeln und 
Ideologie vermindert.



Stephan Ruß-Mohl

Kann der Markt, was der Staat nicht kann?

Anmerkungen zur ökonomischen Theorie des Staatsversagens

Die Diskussion um Staat und Politik in westli-
chen Industriegesellschaften beflügelt ein 
neues Stichwort: Es heißt Staatsversagen und 
hat, gemessen an früheren Auseinanderset-
zungen um Legiti 1mationskrise ) oder (Un-)Re- 
gierbarkeit2), unbestreitbar den Vorzug, den 
„Schuldigen", um den es geht, kurz und bündig 
beim Namen zu nennen.

1) Jürgen Habermas, Legitimationsprobleme im 
Spätkapitalismus, Frankfurt 1973; Claus Offe, Krisen 
des Krisenmanagement: Elemente einer politischen 
Krisentheorie, in: M, Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und 
Krise, Opladen 1973, S. 197 ff.
2) Wilhelm Hennis et al. (Hrsg.), Regierbarkeit. Stu-
dien zu ihrer Problematisierung, Bd. I u. II, Stuttgart 
1977 u. 1979.
3) vgl. hierzu Martin Jänicke in dieser Ausgabe
S. 29—39.
4) Wir beziehen uns im folgenden vornehmlich auf: 
Horst Claus Recktenwald, Unwirtschaftlichkeit im 
Staatssektor. Elemente einer Theorie des ökonomi-
schen Staats, versagens", in: Hamburger Jahrbuch 
für Wirtschafts- und Gesellschaftpolitik Bd. 23, Tü-
bingen 1978, S. 155 ff.; Roland Vaubel, Wenn Beamte 
Unternehmer spielen ... Die ökonomische Theorie 
des Staatsversagens, in: Die Zeit, Nr. 45 v. 2. Novem-
ber 1979, S. 34; Wolfram Engels, Mehr Markt. So-
ziale Marktwirtschaft als politische Ökonomie, 
Stuttgart 1976; W. Engels/H. H. Wenkebach, Sozial-
und Verteilungspolitik. Gedanken zu ihrer Weiter-
entwicklung, Köln 1979. Die beiden letztgenannten 
Arbeiten verstehen sich zwar nicht expressis verbis 
als Beiträge zu einer Staatsversagenstheorie; die 
dort vertretenen Positionen fügen sich jedoch naht- 
°sJn deren Argumentationsraster ein.
5) Recktenwald, a. a. O., S. 157. 6) Vaubel, a. a. O., S. 34.

Zwei Varianten der Theorie vom Staatsversa-
gen sind inzwischen in Umlauf und erfreuen 
sich bislang noch unterschiedlicher Publizität: 
Die eine wird von ökologisch orientierten3), 
eher dem linken Lager zuzuordnenden Sozial-

wissenschaftlern vertreten, die andere Posi-
tion verfechten seit geraumer Zeit vorwiegend 
konservativ-liberale Wirtschaftswissenschaft-
ler4). Zumindest in bezug auf die zweite Vari-
ante scheint die Zeit reif, die verstreuten Ar-
gumente zusammenzufassen und sie kritisch 
zu durchleuchten: In Abschnitt I werden die 
Argumentationslinien der ökonomischen 
Theorie des Staatsversagens in Grundzügen, 
wenn auch notgedrungen verkürzt, nachge-
zeichnet. Abschnitt II setzt sich mit den The-
sen auseinander uhd sucht sie zu relativieren, 
indem er ihnen Positionen der Theorie des 
Marktversagens gegenüberstellt.

I. Woran der Staat scheitert — 
Kernthesen der ökonomischen Theorie des Staatsversagens

Im wesentlichen fußt die ökonomische Theo-
rie des Staatsversagens auf Prämissen, die 
Re

5
cktenwald — beinahe axiomatisch — als 

.Grunderfahrungen der Menschheit" ) ver-
standen wissen will:

— Der Mensch setzt sich mehr für sich selbst 
als für andere ein.
Er entscheidet rational, um seinen Eigennutz 
zu maximieren, und bringt notfalls auch auf 
Kosten anderer sein Schäfchen ins Trockene. 
In dieser Hinsicht unterscheiden sich Politi-
ker, Beamte, aber auch Wähler nicht vom nor-
malen Marktteilnehmer, der eine Pro-
duktions- oder Kaufentscheidung zu treffen 
hat6).
— Güter, die ihn wirklich oder vermeintlich 
nichts kosten, ver- oder gebraucht der Mensch 
verschwenderisch. Was vielen oder allen ge-
hört, pflegt er weniger gut als das, was er selbst 
sein eigen nennt
Damit einher geht eine Neigung zur Vergeu-
dung kollektiv genutzter Ressourcen: Sobald 
Güter und Dienstleistungen zur Verfügung 
gestellt werden, deren Nutzen und Kosten 
nicht eng und für den Betroffenen sichtbar 
über den Preis miteinander verknüpft sind, ist 
die Gefahr verschwenderischen Umgangs 
groß.
Ausgehend von diesen Grundannahmen, 
stützt sich dann die Theorie des Staatsversa-
gens im einzelnen auf folgende Argumente:



1. Unser staatliches Finanz- und Haushaltswe-
sen ist so organisiert, daß es die Vergeudung 
öffentlicher Mit

10
tel begünstigt. Denn lediglich 

8—  Prozent der von der öffentlichen Hand 
erbrachten Leistungen werden über die soge-
nannten Entgeltabgaben (also nach dem 
Grundsatz: wer nutzt, der zahlt) finanziert; die 
restlichen 90—92 Prozent werden aus Steuern 
und Krediten erbracht ). Diese Entkoppelung 
von Leistung und Gegenleistung führt dazu, 
daß der Bürger, der öffentliche Leistungen be-
zieht, dies ohne „Preisbewußtsein" tut; es feh-
len Anreize zu sparsamem Umgang mit sol-
chen Leistungen, aber auch zur Anspruchsbe-
grenzung des einzelnen gegenüber dem 
Staat.

7

2. In dem riesigen, verzweigten Apparat, der 
das Gemeinwesen mit Kollektivgütern ver-
sorgt, finden sich Leerlauf und Schwächen auf 
allen Ebenen. Das politisch-administrative Rä-
derwerk ist zu kompliziert; infolge eingebau-
ter Expansionstendenzen wird es immer kom-
plizierter ), die Koordinationsschwierigkeiten 
wachsen, der Anteil der Verwaltungsverwal-
tung (also der Beschäftigung der Verwaltung 
mit sich selbst) nimmt zu, der Apparat wird 
schwerfälliger und neuerungsfeindlicher, er-
zeugt Entfremdung und verstrickt sich in Wi- 
dersprüche ). Zwei amerikanische Forscher 
haben dies jüngst auf die Frage zugespitzt, ob 
der Staatsapparat überhaupt noch in der Lage 
sei, sich selbst zu steuern, und sind zu dem Er-
gebnis gelangt, daß es für eine Behörde (z. B. 
ein Ministerium) schon heute leichter ist, be-
stimmte notwendig werdende Steuerungs-
maßnahmen gegenüber der privaten Wirt-
schaft als gegenüber rivalisierenden staatli-
chen Instanzen (also: öffentlichen Unterneh-
men, anderen Ministerien, Kommunalverwal-
tungen etc.) du 0rchzusetzen1 ). Engels resü-
miert: „Die Bürokratie muß vor ihrem eigenen 
Fleiß kapitulieren; aus Ordnung wird Unord-
nung, aus 11 Absicht Zufall. )

8

9

3. Um dies wenigstens punktuell zu konkreti-
sieren: Hinderlich ist der öffentlichen Verwal-
tung ihr dysfunktionales Anreizsystem, das 
weder effizientes Handeln genügend belohnt, 
noch ineffizientes Verhalten hinreichend be-
straft. Ein Zwang zur Leistung, wie er über den 
Konkurrenzmechanismus am Markt gegeben 

12) Recktenwald, a. a. O., S. 158 f.
13 Ebd.
14) Vaubel, a. a. O., S. 34; vgl. auch: Engels/Wenke- 
bach 1979, S. 52.
15) Vaubel, a. a. O., S. 34.
16) Engels, a. a. O., S. 42.
17) Vaubel, a. a. O„ S. 34.

ist, ist im System öffentlicher Verwaltung 
nicht institutionalisiert12 ). Ist dann noch das 
Berufsethos der Beamten als leistungsmotivie-
render Faktor im Schwinden begriffen13 ), so 
potenzieren sich Fehlleistungsanfälligkeit und 
Neigung zum Schlendrian.
Soweit das Eigeninteresse offen oder latent 
das Handeln bestimmen kann, mündet dies 
eher in eine Kosten- und Ausgabenexpansion 
als in ein

14

e Produktivitätssteigerung: Macht, 
Prestige und persönlicher Aufstieg eines 
Staatsdieners spiegeln sich wider in der Zahl 
der Mitarbeiter, über die er als Vorgesetzter 
befiehlt, und im Volumen des Haushaltstitels, 
den er jährlich verausgaben kann ). Auch in-
sofern hat also der öffentlich Bedienstete ein 
Interesse an der Aufblähung der öffentlichen 
Verwaltung.
4. In großen Behörden mit einer Vielzahl von 
Hierarchieebenen kommt es zu Informations-
verzerrungen, die ihrerseits zu Fehlentschei-
dungen führen. Informationen, die innerhalb 
des Apparates von unten nach oben wandern, 
werden auf jeder Vorentscheidungsebene mo-
difiziert — ein Prozeß, der obendrein noch 
durch das Beurteilungswesen im öffentlichen 
Sektor verstärkt wird: Weil das eigene Fort-
kommen vom Wohlwollen des Vorgesetzten 
abhängt, wird der karrierebewußte Mitarbei-
ter sich dessen Gunst versichern wollen, in-
dem er die für ihn „günstigen" Informationen 
nach oben meldet, die weniger erfreulichen 
dagegen nach Möglichkeit zurückbehält ). 
Ähnlich dürfte übrigens auch sein weniger 
aufstiegsorientierter Kollege handeln, der nur 
in seiner „Leistungsnische" vom Chef unent-
deckt bleiben möchte.

15

Werden so auf jeder Hierarchiestufe 10 Pro-
zent Information weggelassen oder verfälscht, 
kommt schließlich „oben" etwas ganz anderes 
an, als unten einge 16speist wurde ). Will der 
Vorgesetzte diesen Effekt verhindern, so muß 
er sich mehr Informationen beschaffen — z. B. 
indem er Kompetenzen überlappen läßt. Dies 
und das Erfordernis, die sich überschneiden-
den Aktivitäten dann wieder zu koordinieren, 
blähen den Verwaltungsapparat weiter auf17 ).
5. Die öffentliche Verwaltung arbeitet mit ei-
nem antiquierten kameralistischen Rech-

7) Recktenwald, a. a. O., S. 157.
8) Ebd., S. 157f.
9) Vgl. Engels, a. a. O„ S. 43.
10) James Q. Wilson/Patricia Rachal, Can the go- 
vernment regulate itself?, in: Public Interest Nr. 46/ 
1977, S. 3 ff.
11) Engels, a. a. O„ S. 43.



nungswesen, in dem Haushalts-, Finanz- und 
Vermögensrechnung kaum miteinander ver-
knüpft sind, und das über den Ertrag, die Lei-
stung, den gestifteten Nutzen oder gar die 
Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen nichts 
aussagt. Die Rechnungshöfe beschränken ihre 
Kontrollen im wesentlichen auf die Vor-
schriftsmäßigkeit der Mittelverwendung. Das 
ganze System ist allein auf das Verwalten von 
Geldmitteln angelegt, ohne der politischen 
Führung hinreichende Entscheidungshilfen 
zur Verfügung zu stellen18 ).

23) Recktenwald, a. a. O., S. 159.
24) Ebd., S. 161.
25) Ebd. In bezug auf die von Staatsunternehmen 
verfolgte Gebührenpolitik sind sich die Staatsversa-
genstheoretiker allerdings uneins; bei Vaubel, 
a. a. O„ S. 34, heißt es dazu: „Der rationale Beamte 
wird sich auch dafür einsetzen, daß die von ihm und 
seinen Untergebenen erzeugten Güter und Dienst-
leistungen zu einem möglichst geringen Preis... an-
geboten werden; denn je niedriger der Preis, desto 
höher die Nachfrage und somit die Chance einer 
Stellenausweitung. Das Resultat sind nicht nur 
hoch-defizitäre Staatsbetriebe, sondern auch eine 
Verschwendung von Arbeitskraft"
26) Vaubel, a. a. O., S. 34.

Was Recktenwald Budgetversagen nennt19 ), 
wird aber auch durch das Verfahren bei der 
Erstellung der Haushaltspläne Jahr für Jahr 
mitverursacht. Routinemäßig werden zumeist 
die Vorjahresansätze fortgeschrieben, also als 
»Sockel“ für den jeweils neuen Etat übernom-
men. Mit dieser Praxis lassen sich zwar Ent-
scheidungsprozesse enorm vereinfachen und 
Verteilungskonflikte minimieren, weil nur 
noch über die Verteilung der Zuwachsraten 
politisch entschieden werden muß. Sie hat 
aber auch den Effekt, daß einmal in Gang ge-
brachte Programme nahezu automatisch und 
oft am tatsächlichen Bedarf vorbei weiterlau-
fen, während für neue Prioritäten dann die 
verbleibenden Mittel zu knapp sind20 ).

6. Mit ihren Planungen und Entscheidungen 
verursacht die staatliche Bürokratie ebenso 
externe Effekte wie der Markt. Engels nennt 
als Beispiel einen über Jahre hinweg regelmä-
ßig wiederkehrenden Verkehrsstau an einem 
bestimmten Autobahn-Engpaß: „Der Zeitver-
lust und Benzinverbrauch der Autofahrer in 
dieser Zeit dürfte bei 30 Millionen gelegen ha-
ben. Aber diese Kosten tauchten in der Kalku-
lation der staatlichen Bauämter nicht auf — 
sonst hätte man gemerkt, daß es viel billiger 
gewesen wäre, eine Million zuzulegen" (um 
das Nadelöhr zu beseitigen) ).21

7. Systembedingte Tendenzen zu einer ineffi-
zienten Kosten- und Ausgabenexpansion wer-
den noch verstärkt, wenn ein „massives Ge- 
werkschaftsmonopol" ) jährlich Einkommens-
und Strukturverbesserungen durchzusetzen 
vermag, die den Beitrag der Staatsbedienste-

22

18) Recktenwald, a. a. O„ S. 159f.; vgl. auch Engels/ 
Wenkebach, a. a. O., S. 51 ff.
19) Recktenwald, a. a. O., S. 159.
20) Vgl. als grundlegende Analyse staatlicher Bud-
getierungsverfahren: Aaron Wildavsky, The Politics 
of the Budgetary Process, Boston 19752.

21) Engels, a. a. O., S.31f.
22) Recktenwald, a. a. O., S. 159. 

ten zur Produktivitätszunahme übersteigen, 
und wenn diejenigen, die den Staat als Arbeit-
geber bei Tarifverhandlungen vertreten, selbst 
von den Verbesserungen, die die Gegenseite 
durchsetzt, profitieren. Als Beispiel für die 
Selbstbedienung der Staatsdiener führt Reck-
tenwald das Jahr 1974 an, in dem die öffentli-
chen Lohnkosten um rund 18 Prozent, das So-
zialprodukt dagegen nur um 4 Prozent ge-
wachsen seien23 ).

8. Selbst wenn der Staat seine Dienste gegen 
Entgelt in Form von Gebühren, Beiträgen und 
Preisen anbietet, sind .Ansätze zur Ineffizienz 
und zur unsozialen Verteilung gleichsam 
ins Verwaltungssystem einprogrammiert" ): 
Meist verfügt die öffentliche Hand dann über 
eine Monopolstellung, die sich ausnützen läßt, 
um Angebote zu Lasten der Bevölkerung ein-
zuschränken oder zu verschlechtern bzw. um 
Preise und Gebühren stärker zu erhöhen, als 
dies zum Inflationsausgleich nötig wäre ).

24
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Weil Monopolbildung vor lästiger Konkur-
renz schützt, entspricht sie im übrigen auch 
der Interessenlage der öffentlich Bedienste-
ten 26 ).

9. Nicht nur die Bürokratie, auch der politische 
Prozeß trägt sein Scherflein zum Staatsversa-
gen bei. So führen demokratische Abstimmun-
gen mitunter zu unauflösbaren Paradoxien, 
weil sich individuelle Präferenzen nicht ohne 
weiteres zu gesellschaftlichen Prioritäten auf-
summieren lassen. Dies läßt sich an einem ein-
fachen Beispiel zeigen. In X-Stadt muß eine 
Müllverbrennungsanlage gebaut werden. Drei 
alternative Standorte A B und C sind im Ge-
spräch; keiner ist so ideal, daß sich die 25 Rats-
mitglieder von vornherein mehrheitlich dar-
auf einigen könnten. Vielmehr beurteilen sie 
— je nach Stadtbezirk, den sie vertreten, oder 
auch je nach Fraktionszugehörigkeit — die re-
lative Standortgunst unterschiedlich wie 
folgt:



Zahl der Rats-
mitglieder 10 8 7

Standort- A B C
rangfolge B C A

C A B

Bei Einzelabstimmung über die Alternativen 
ergibt sich keine eindeutige Entscheidung: 
Läßt der Bürgermeister über A und B zuerst 
abstimmen, so lautet das Votum 17:8 für den 
Standort A. Würde sodann über B und C ent-
schieden, so ergäbe sich ein Stimmenverhält-
nis von 18:7 zugunsten von B. Danach wäre 
also aus der Sicht des Ratskollegiums A der 
bestgeeignete und C der wenigstgeeignete 
Standort.
Stellt der Ratsvorsitzende dagegen zunächst 
die Alternativen A und C zur Abstimmung, 
präferieren 15 Mandatsträger die Lösung C 
und nur 10 die Lösung A.
Es lassen sich zwar die Präferenzen der einzel-
nen Ratsherren, nicht aber die des Ratskollegi-
ums eindeutig ermitteln. Welche Lösung tat-
sächlich realisiert wird, hängt letztlich von 
Prozessen der Koalitionsbildung, des Aushan-
delns und Taktierens ab. Keine der denkbaren 
Entscheidungen wird jedoch die ursprüngli-
chen Präferenzen der Ratsmitglieder zweifels-
frei und unverfälscht widerspiegeln.
Die Demokratietheorie kennt viele ähnliche 
Fälle, bei denen letztendlich der „Zufall" ent-
scheidet27 ). Und nicht nur in X-Stadt weiß der 
gefuchste Bürgermeister aus Erfahrung, daß er 
mit der Festlegung der Abstimmungsreihen-
folge mitunter auch Einfluß auf die Entschei-
dung selbst gewinnen kann, die seine Ratsher-
ren zu treffen haben.
10. Problematische Wahlergebnisse kommen 
aber auch — so unsinnig dies zunächst schei-
nen mag — durch rationales Abstimmungs- 
Verhalten zustande: „Der rationale Wähler 
weiß, daß das Gewicht seiner Stimme minimal 
ist, wenn 40 Millionen Menschen ihre Stimme 
abgeben. Es beträgt ein Vierzigmillionstel, und 
auch dies nur, wenn das Rennen zwischen den 
Parteien offen erscheint. Dies erklärt, warum 
es sich für den Wähler viel weniger lohnt, sich 
über politische Streitfragen zu informieren, als 
für den Marktteilnehmer, die Marktlage zu 

erkunden. Nur im Markt zählt seine Stimme 
voll... Hinzu kommt, daß die gesellschaftli-
chen Zusammenhänge komplizierter und 
schwerer zu verstehen sein dürften als die 
Preissignale des Marktes. Der rationale Wäh-
ler nimmt nur die .billigsten' Informationen auf 
— zum Beispiel, welcher der Kandidaten der 
sympathischste ist — und die Politiker kom-
men dem informationskostenbewußten Wäh-
ler entgegen und bieten ihm statt vieler ge-
nauer Informationen ein fertig geschnürtes 
Paket: eine Ideologie."28)

27) Vgl. — mit einem etwas anders gelagerten Bei-
spiel — die Darstellung bei Engels/Wenkebach, 
a. a. O., S. 16 ff.; entdeckt hat derartige Abstim-
mungsparadoxien Kenneth J. Arrow, Social Choice 
and Individual Values, New York 19632; sie werden 
in der Literatur nach ihm als Arrow-Problem be-
nannt.

28) Vaubel, a. a. O„ S. 34.
29) Vgl. Vaubel, a. a. O., S. 34.
30) Ebd.; Milton Friedman, Recession Scenarios, in: 
Newsweek v. 22. Mai 1978, S. 48; ausführlicher hier-
zu: Bruno S. Frey, Das Problem der politischen Kon-
junkturzyklen, in: Der Bürger im Staat 1975, Heft 4, 
S. 290 ff.
31) Recktenwald, a. a. O„ S. 159; Engels/Wenkebach, 
a.a.O., S. 21 ff.
32) Vaubel, a. a. O., S. 34.

11. Der Zeithorizont von Politikern erstreckt 
sich jeweils vorrangig auf den Rest der begon-
nenen Legislaturperiode; der nächste Wahl-
termin ist für sie der zukunftsentscheidende 
Stichtag.
Wenn sie um ihre Wiederwahl bangen müs-
sen, neigen sie dazu, uns mit Wahlgeschenken 
zu beglücken. Dagegen werden sie die Finger 
von Projekten lassen, deren Kosten bald, deren 
Erträge aber erst nach dem Wahltag anfallen; 
die Ernte könnte ja sonst womöglich der politi-
sche Gegner in die Scheuer einfahren. Langfri-
stige Vorsorge wird so erheblich er-
schwert29 ).
Da Wahlentscheidungen nicht unerheblich 
von der wirtschaftlichen Situation beeinflußt 
werden, besteht für Politiker ein starkes Inter-
esse, vor dem Wahltermin eine rosige kon-
junkturelle Lage zu schaffen — der Ab-
schwung folgt dann später. Konjunkturzyklen 
werden mithin als (wahl-)politisches Phäno-
men gedeutet30 ).
12. Last not least: Ein System, das unter den 
skizzierten Bedingungen „funktioniert", schafft 
mit den ihm anvertrauten Geldmitteln neue 
Verteilungsungerech tigkei ten ).31
Schon weil „in der Demokratie die Umvertei-
lung von der Mehrheit vorgenommen" wird 
und die „entscheidende Stimme ... der .mitt-
lere Wähler" aufbietet, kommen „Transfers 
nicht nur den Bedürftigen, sondern auch in 
disproportionaler Weise der Mittelschicht zu-
gute"32).
Und selbst dort, wo staatliche „Hilfe" den rich-
tigen Adressaten erreicht, bleibt sie problema-



tisch: Der anonyme Transfer muß gesetzlich 
geregelt sein, der Antragsteller erhält einen 
Rechtsanspruch auf öffentliche Leistung. „Aus 
dem Bittsteller und Almosenempfänger wird 
ein selbstbewußt fordernder .Unterprivilegier-
ter'. Da der Empfänger nur sein Recht wahrzu-
nehmen glaubt, erlischt der moralische An-
trieb zur Selbsthilfe. Eine .Abhängigkeitsfalle' 
tut sich auf."33 ) Der Staat entmündigt seine 
Klientel — und schafft auch damit den Bedarf 
für noch mehr Staat.

35) Die These, daß altruistische Orientierungen ge-
rade für das Verhalten professionalisierter Bürokra-
ten hohen Erklärungswert haben, vertritt nach-
drücklich Beer, der auch auf den Zusammenhang 
von Paternalismus und Altruismus verweist: „.al- 
truism of any kind is a centralizing and hierarchical 
force, since even when there is no hint of coercion 
or imposition, it means that one person has decided 
what is good for someone eise". (Samuel H. Beer, A 
Political Scientist's View of Fiscal Federalism, in: 
Wallace Oates (Hrsg.), The Political Economy of Fis-
cal Federalism, Lexington/Mass. 1977, S. 32).
36) Vgl. etwa Bruno S. Frey, Moderne Politische 
Ökonomie, München 1977, S. 24 ff. Die Differenzie-
rung geht zurück auf: R. A Dahl/Ch. E. Lindblom, 
Politics, Economics, and Welfare, New York 1963 
(Neuaufl.).

Was die Vertreter der ökonomischen Theorie 
des Staatsversagens über die aufgelisteten 
Kritikpunkte hinaus eint, ist der Glaube an die 
Überlegenheit des Marktes als gesellschaftli-
cher Organisationsform. Allenfalls im Grad 
der Lobpreisung gibt es Unterschiede34 ), als 
„Meßlatte" für die Leistungsdefizite des Staa-
tes wird jedoch einhellig (implizit oder expli-
zit) das Marktmodell herangezogen; zugleich 
wird immerhin angedeutet, daß auch der 
Markt nicht alle Probleme lösen kann.

II. Staatsversagen und Marktversagen — 
Zur Kritik der vorgestellten Thesen

Für eine Kritik der präsentierten Thesen gibt 
es natürlich viele Ansatzpunkte; drei scheinen 
uns besonders wichtig: Erstens sind ein paar 
Bemerkungen zu den Prämissen der ökonomi-
schen Theorie des Staatsversagens nötig; 
zweitens ist ihre methodische Vorgehens-
weise zu problematisieren; und drittens soll-
ten wir die geistigen Väter der Theorie beim 
Wort nehmen und den Markt als Alternative 
gesellschaftlicher Organisation ins Spiel brin-
gen. Vor diesem Hintergrund ist zu prüfen, in-
wieweit die vorgetragenen Argumente der Re-
lativierung bedürfen.
Zu den Prämissen, wonach der Mensch zuvör-
derst eigennützig ist und tendenziell mit Kol-
lektivgütern verschwenderisch umgeht, wäre 
zunächst anzumerken, daß diese Beobachtung 
auf unseren eigenen Kulturkreis bezogen blei-
ben sollte. Daraus eine „Grunderfahrung der 
Menschheit", mithin eine Art zeitlos und ubi-
quitär gültiger Naturkonstante ableiten zu 
wollen, zeugt von einer zu eurozentrischen 
Perspektive, die mit Forschungsergebnissen 
der Anthropologie widerlegbar sein dürfte.
Aber auch hierzulande erscheint es gewagt, 
Politiker, Bürokraten oder Wähler nur inso-
weit wahrhaben zu wollen, als sie durch Eigen-
interessen motiviert sind. Sind es nicht auch 
altruistische Orientierungen, die immer wie-
der Politiker-Leidenschaften entfalten, oder 
die in das altbekannte Reformer-Dilemma 
münden, zwischen Machterhaltung und Ge- 
sellschaftsreform wählen zu müssen? Gibt es 
sie nicht mehr, jene Bürokraten, die uns,

3 Fbd.
34) Besonders „Markt-schreierisch": Engels a. a. O., 

und Engels/Wenkebach, a. a. O.; etwas vorsichtiger 
in der Intonation: Vaubel, a. a. O., und Recktenwald, 
a. a. O.

durchaus von (falsch verstandener) Nächsten-
liebe beflügelt, paternalistisch bevormun-
den?35 ) Wie lange ist es eigentlich her, daß mit 
Appellen an die Solidarität und Mitleidensfä-
higkeit mit den sozial Schwächeren — com- 
passion war das Stichwort — Wahlkämpfe sti-
muliert, also offenbar Wähler überzeugt wer-
den konnten? Die Realität ist zumindest kom-
plizierter, als sie sich in den Prämissen der 
Staatsversagenstheorie widerspiegelt. Das 
schließt andererseits nicht aus, daß die Theo-
rie vom Eigennutz nicht zu fruchtbaren Ein-
sichten führen kann.
Problematischer erscheint uns hingegen das 
methodische Vorgehen der Staatsversagens-
theorie. Bislang jedenfalls war es aus gutem 
Grund Usus, folgende beiden Analyseebenen 
strikt voneinander abzusondern: Einmal die 
theoretische Diskussion um idealtypische ge-
sellschaftliche Entscheidungsmechanismen 
wie Markt, Bürokratie, Demokratie sowie Ver-
handlungssysteme 36 ), die zwar „in Reinkultur" 
nie vorkommen, aber nützliche Abstraktionen 
sind, weil sie als Schlüssel für das bessere Ver-
ständnis real vorhandener politisch-ökonomi-



scher Institutionensysteme bzw. Entschei-
dungsprozesse dienen. Zum anderen die empi-
risch ausgerichtete Analyse eben dieser real 
vorfindbaren Systeme, wie sie etwa Staat und 
private Wirtschaft darstellen; wobei davon 
auszugehen ist, daß sowohl im öffentlichen 
wie im privatwirtschaftlichen Sektor — wenn 
auch in unterschiedlicher Kombination — alle 
vier genannten Entscheidungsmuster gegen-
wärtig sind.
Die ökonomische Staatsversagenstheorie ver-
wischt diese Trennlinie zwischen Theorie und 
Empirie, zwischen idealtypischen Entschei-
dungsmechanismen und real existierenden In-
stitutionen. Sie bezieht sich auf die von der 
ökonomischen Theorie der Politik seit langem 
analysierten Schwächen der Entscheidungs-
mechanismen 37 Demokratie ) und Bürokra-
tie 38), packt Thesen und empirisches Material 
aus der tagespolitischen Bürokratieschelte 
und Sozialstaatsdiskussion dazu und präsen-
tiert so ein ziemlich bunt zusammengewürfel-
tes Indizienpaket, das den real existierenden 
Staat als „Versager" überführen soll — ohne je 
das Entlastungsmaterial zu prüfen, das zwar 
vielleicht nicht zum Freispruch von der An-
klage, wohl aber zu einem milderen Urteil ge-
reichen könnte. Zumindest zweierlei wäre 
hier anzuführen:
— Die Schwachstellenanalyse bürokratischer 
und demokratischer Entscheidungsmuster be-
darf der Ergänzung: auch die Stärken von De-
mokratie, Bürokratie und Sozialstaat sind mit-
zubilanzieren;
— die von der Staatsversagenstheorie favori-
sierte Alternative gesellschaftlicher Organisa-
tion, der Markt, muß genauer auf sein Lei- 
stungspotential und seine Leistungsgrenzen 
hin untersucht werden39). Erst wenn dies ge-
schieht und dabei die wesentlichen Probleme 
des Marktversagens herausgearbeitet werden, 
läßt sich der Stellenwert näher bestimmen, der 

37) Anthony Downs, ökonomische Theorie der De-
mokratie, Tübingen 1968; Arrow, a. a. O.
38) Vgl. als satirischer Vorläufer: Northcote C. Par-
kinson, Parkinsons Gesetz, Stuttgart 1958; mit wis-
senschaftlichem Anspruch: Anthony Downs, Inside 
Bureaucracy, Boston 1967; Gordon Tullock, The Poli-
tics of Bureaucracy, Washington 1965.
39) Recktenwald, a. a. O., und Vaubel, a. a. O., ver-
zichten darauf völlig, weil sie dies — aus Ökono-
men-Sicht immerhin verständlich— als hinreichend 
bekannt voraussetzen; bei Engels, a. a. O„ finden 
sich Ansätze in dieser Richtung, die jedoch zu ein-
seitig bleiben. Exzellent hinsichtlich seiner Ausge-
wogenheit und Verständlichkeit: Charles E. Lind-
blom, Politics and Markets. The World's Political 
Economic Systems, New York 1977.

40) Vgl. hierzu Engels, a. a. O., S. 18 ff.; Lindblom,
a. a. O„ S. 33 ff.; als Klassiker: Adam Smith, Der
Wohlstand der Nationen, München 1978 (Neu-
aufl.).

Theorien des Staatsversagens zukommen 
mag.
Zumindest das Letztere soll — wie bereits an-
gedeutet — im folgenden nachgeholt werden; 
insoweit jedenfalls, wie dies für eine Ausein-
andersetzung mit den präsentierten Staatsver-
sagensthesen nützlich erscheint. Dabei kommt 
es uns auch darauf an, wesentliche Unter-
schiede zwischen dem Lehrbuch-Marktmodell 
der vollständigen Konkurrenz und den tat-
sächlichen Gegebenheiten im privatwirt-
schaftlichen Sektor heutiger Industriegesell-
schaften herauszuarbeiten. An ersterem mißt 
die Staatsversagenstheorie den Staat — an 
letzteren sollte man ihn nach unserer Auffas-
sung messen, jedenfalls wenn man „Entstaatli-
chung" als Rezept propagiert.
Vergegenwärtigen wir uns zunächst ein paar 
Charakteristika, wie sie Ökonomen gern funk-
tionierenden Märkten zuschreiben: Während 
die Entscheidungsmechanismen Bürokratie 
und Demokratie auf dem Prinzip von Über- 
und Unterordnung basieren (im einen Fall ent-
scheidet der Vorgesetzte, im anderen die 
Mehrheit), gilt am Markt das Prinzip des 
Tauschs zwischen gleichberechtigten (wenn 
auch nie: gleich vermögenden) Partnern: Alle 
Entscheidungen werden freiwillig getroffen; 
Transaktionen kommen nur zustande, wenn 
sich beide Seiten handelseinig werden. Die 
Preise bilden sich nach Angebot und Nach-
frage und pendeln sich — ohne daß der ein-
zelne Anbieter oder Nachfrager das Preisni-
veau beeinflussen könnte — so ein, daß die 
Märkte geräumt werden. Jeder Marktteilneh-
mer hat die Chance, sein Einkommen so zu 
verwenden, daß er damit die für ihn „optimale" 
Kombination an Gütern und Dienstleistungen 
erwerben kann — soweit eben das Einkom-
men reicht. Dies wiederum bemißt sich nach 
seiner Leistung, zu der er aus Eigeninteresse 
(und durch die Konkurrenz am Markt) moti-
viert wird. Was Leistung ist, beurteilt und ho-
noriert der anonyme Markt. Der Markt ermu-
tigt auf diese Weise Initiativen, bewirkt Wan-
del und sichert Wachstum. Vor allem aber löst 
seine „unsichtbare Hand" dezentral das wich-
tigste wirtschaftliche Koordinationsproblem, 
welche Güter und Dienstleistungen wo Ver-
wendung finden sollen: sie werden dort einge-
setzt bzw. konsumiert, wo sie „am dringend-
sten" gebraucht werden, sprich: wo der höch-
ste Marktpreis für sie zu erzielen ist40 ).



Faszinierend ist dieser Selbstkoordinations-
mechanismus zweifellos. Dennoch haben die 
Ökonomen längst herausgefunden, daß 
Märkte aus sich heraus eine Reihe von Pro-
blemen nicht lösen können. Darüber hinaus 
gehorchen die real vorfindbaren Märkte — 
wie bereits angedeutet — oftmals anderen Ge-
setzen als das eben skizzierte Modell. Betrach-
ten wir diese Defizite etwas genauer:
1. Auf Märkten werden Vermachtungstenden- 
zen wirksam, die die Funktionsfähigkeit des 
Marktmechanismus beeinträchtigen, wenn 
nicht aufheben. Dafür gibt es mindestens drei 
Gründe:
— Wettbewerb am Markt erzeugt Ungleich-
heit41 ); Ungleichheit begünstigt die Kapitalak-
kumulation und die Kapitalkonzentration.

41) Engels, a. a. O., S. 36.
42) „Nicht eine Ideologie, sondern der Ingenieur (ist) 
der wahre Feind des freien Marktes“; J. K. Galbraith, 
Die moderne Industriegesellschaft, München/Zü- 
nich 1970, S. 39; vgl. auch Engels, a. a. O., S. 31, mit ge- 
daueren Erläuterungen, warum der Markt zwischen 
Betrieben, in der Regel aber nicht im Betrieb funk-
tioniert.
43) John K. Galbraith, Wirtschaft für Staat und Ge-
sellschaft, München/Zürich 1974; ders., a. a. O.: ders., 
Gesellschaft im Überfluß, 19681 * 3.

44) Vgl. die Kritik von Grard Gäfgen, Neo-Institu- 
tionalismus — ein Weg zur Analyse und Reform 
zeitgenössischer Gesellschaften? Betrachtung am 
Beispiel von J. K. Galbraith, in: Hamburger Jahr-
buch f. Wirtschafts- u. Gesellschaftpolitik, Bd. 22, 
Tübingen 1977, S. 151 ff.
45) Bürokratisierungstendenzen in der Privatwirt-
schaft werden zwar von der Staatsversagenstheo-
rie nicht übersehen, sie bleiben aber für deren poli-
tische Schlußfolgerungen („Entstaatlichung") er-
staunlich folgenlos. Differenzierter analysiert die 
Bürokratisierung im Unternehmenssektor: Horst 
Bosetzky, Bürokratisierung in Wirtschaft und Un-
ternehmen, in: Heiner Geißler (Hrsg.), Verwaltete 
Bürger — Gesellschaft in Fesseln, Frankfurt/Berlin 
1978, S. 55ff.

— Wettbewerb birgt bestimmte Risiken, ge-
gen die sich Produzenten gerne absichern, 
etwa durch Unternehmenszusammenschlüsse 
und Diversifikation des Leistungsangebotes.
— Betriebsintern lassen sich die meisten Pro-
duktionsprozesse nicht mit Hilfe des Markt-
mechanismus, sondern nur nach bürokra-
tischen Prinzipien organisieren42 ). Gerade bei 
technologisch hochwertigen Gütern sind oft-
mals Mindestbetriebsgrößen Voraussetzung, 
um die Produktion überhaupt aufnehmen zu 
können.
Je mehr aber ein Betrieb wächst, desto wahr-
scheinlicher erringt er damit auch Machtposi-
tionen, die das Prinzip des „gleichberechtigten 
Tauschs" gefährden. Tendenziell setzt sich am 
Markt der Stärkere durch; der Schwächere 
wird diskriminiert — im Extremfall reduziert 
sich der „Wettbewerb" auf wenige Firmen, die 
sich einen Markt teilen (Oligopol), oder ein 
einziger Anbieter diktiert seinen Abnehmern 
die Preise (Monopol).
Mit am überzeugendsten hat Galbraith43 ) auf-
gezeigt, daß das klassische Marktmodell indu-
striegesellschaftliche Realitäten allenfalls zu 
verschleiern, aber kaum mehr zu erklären ver-
mag. Nach seiner Darstellung ist das Preis-
system des Marktes als Koordinationsmecha-

nismus überholt; an dessen Stelle ist industri-
elle Planung getreten: Preise werden von 
Großfirmen „administriert", Großunternehmen 
konkurrieren zwar nach wie vor um Marktan-
teile, aber nicht mehr mit dem Mittel ruinösen 
Preiswettbewerbs; der Absatz wird geplant, 
wobei die Konsumenten auch mit Hilfe der 
Werbung von den Produzenten abhängig ge-
macht werden.
Selbst wer bei Galbraith einige — gewiß gebo-
tene — Abstriche macht44 ), wird kaum um die 
Feststellung herum kommen, daß sein Modell 
in weiten Bereichen die bundesrepublikani-
sche Wirklichkeit besser abbildet als das klas-
sische Marktmodell von Adam Smith.
Was bedeutet das aber für die Staatsversa-
genstheorie? Einige Schlußfolgerungen drän-
gen sich auf:
— Ihre zentralen Argumente zur Kritik staat-
licher Bürokratie (vgl. Teil I, Zf. 2—4) gelten, 
geringfügig modifiziert, auch für Großbürokra-
tien im privatwirtschaflichen Bereich45 ). Al-
lenfalls insoweit kann von spezifisch staatli-
chem „Versagen" die Rede sein, als dort eine 
Reihe dienstrechtlicher Regelungen einer fle-
xiblen Personalpolitik noch hinderlicher sind 
als die tarifvertraglichen Vereinbarungen, die 
die Gewerkschaften zum Schutz der Arbeit-
nehmer in der Privatwirtschaft durchgesetzt 
haben.
Auch wenn Vaubel — kontrastierend zur 
Kurzfristorentierung der Politik — die Fähig-
keit der Privatwirtschaft zur Langfristplanung 
unterstreicht (vgl. Teil I, Zf. 11), so ist gerade 
dies nicht Verdienst eines funktionierenden, 
unberechenbaren Schwankungen unterworfe-
nen Marktes, sondern Folge bürokratischer 
Vermachtung. Insoweit ergibt sich kaum ein 
Unterschied zum öffentlichen Sektor: Die Bü-
rokratie plant auch dort weit über den Teller-
rand der jeweiligen Legislaturperiode hinaus, 
an dem sich Politiker orientieren mögen.



— Ebenso sind die weiteren demokratiekriti-
schen Einwände der Staatsversagenstheorie 
(vgl. Teil I, Zf. 9 u. 10) zu relativieren. Schwer! 
wiegen sie allenfalls angesichts der utopi-
schen Verheißung von Herrscha
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klassischen Marktmodells ). In dem Maße je-
doch, wie Märkte „vermachten", wie Großun-
ternehmen das Prinzip der Konsumentensou-
veränität auszuhöhlen vermögen und in relati-
ver Autonomie über Qualität und Quantität 
von Innovationen, über Investitionen, Pro-
dukte und Arbeitsplätze entscheiden, entsteht 
Herrschaft, die der Legitimation bedarf.
Demokratische Legitimation von Herrschaft 
mag unter den Bedingungen hochkomplexer 
Industriegesellschaften zusehends problema-
tisch werden; sie ist aber nicht-legitimierter 
Herrschaft, wie sie aus Konzentrationsprozes-
sen am Markt entsteht, allemal vorzuziehen.
Selbst von engagierten Verfechtern der 
Marktwirtschaft wird betont, wie schwierig es 
ist, funktionier 47ende Märkte zu organisieren ).  
Daß der Staat an dieser Aufgabe immer wieder 
scheitert, weil hier womöglich Marktmacht 
der Staatsmacht längst Schranken gesetzt hat, 
wäre ein triftiges Argument einer Staatsversa-
genstheorie, das sich durch empirische Stu-
dien über das Wirken von Kartellbehörden 
hieb- und stichfest absichern ließe486). Bei En-
gels, Recktenwald und Vaubel sucht man da-
nach vergebens.

46) „Herrschaft wirft stets die Frage der Legitima-
tion auf. Wo freie Bürger untereinander Verträge 
schließen und die Folgen ihrer Entscheidungen 
selbst tragen, da braucht es keine Legitimation. Des-
halb ist die Frage nach der Legitimation im Modell 
eines reinen Marktes unsinnig; nur Macht muß legi-
timiert werden... Wo Freiheit möglich ist, wirdjede 
Herrschaft — auch die demokratische — ein Übel." 
(Engels, a. a. O., S. 23 u. S. 27).
17) Engels/Wenkebach, a. a. O.. S. 27.
48) Vgl. Peter Grottian, Problemlösungsstrategien
der Staatsadministration anhand der Konzentra-
tions- und Wettbewerbspolitik, in: ders./Axel Murs-
wieck (Hrsg.), Handlungsspielräume der Staatsad-
ministration, Hamburg 1974, S. 236 ff. m.w.N.

2. Wo immer die Zielfunktion eines privaten 
Unternehmens am Prinzip der Gewinnmaxi-
mierung orientiert ist, wird es eine einmal er-
rungene Monopolstellung zu Lasten seiner 
Kunden ausnutzen. Historisch gesehen, war 
dies wohl der gewichtigste Grund, weshalb be-
stimmte Ver- und Entsorgungsaufgaben, die 
sich aus technisch-wirtschaftlichen Überle-
gungen nicht wettbewerblich organisieren las-
sen („natürliche Monopole"), staatlichen bzw. 
kommunalen Institutionen übertragen wur-
den; von ihnen wurde erwartet, daß sie sich 

mehr am Gemeinwohl als an Gewinnaussich-
ten orientieren würden.
Daß sie sich trotzdem gelegentlich wie Mono-
polisten gebärden (vgl. Teil I, Zf. 8), ist ein Pro-
blem, das die Staatsversagenstheorie sicher-
lich richtig diagnostiziert. Es läßt sich aller-
dings nicht durch Rückverweisung des Aufga-
benpakets an die private Wirtschaft lösen — 
die Anreize zum Mißbrauch der Monopolstel-
lung wären dort, wie gesagt, noch größer. Eher 
dürfte es hier an demokratischer Kontrolle 
mangeln, zumal viele dieser öffentlichen Un-
ternehmen von mehreren Gebietskörper-
schaften getragen werden, damit also auch 
mehreren Parlamenten verantwortlich sind. 
Auf diese Weise ergeben sich ungeahnte Mög-
lichkeiten, den schwarzen Peter für unpopulä-
res Monopolistenverhalten zwischen den ver-
schiedenen parlamentarischen Kontrollin-
stanzen hin und her zu schieben. Als vielleicht 
aktuellstes Beispiel ist an die jüngsten Ausein-
andersetzungen um die schwindelerregenden 
Tariferhöhungen bei verschiedenen Verbund-
systemen des öffentlichen Nahverkehrs (z. B. 
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr, Münchner Ver-
kehrsverbund) zu erinnern.

3. Der Markt schafft bzw. akzentuiert Vertei-
lungsungerechtigkeit. Wo er allein über die 
Güterverteilung entscheidet, hat der Bedürfti-
ge, der selbst keine marktgängige Leistung zu 
erbringen vermag, keine Ansprüche oder 
Rechte — er bleibt auf Caritas angewiesen. 
Und auch das, was der Markt als „Leistung" ho-
noriert, entspricht vielfach nicht unserem Ge-
rechtigkeitsempfinden: Der Spitzenfußballer, 
der ein Einkommen von einer Million Mark 
per annum erzielt, leistet nicht das 50fache ei-
nes Müllarbeiters mit 20 000 Mark jährlicher 
Entlohnung — sein Marktpreis ist sehr viel 
mehr Ausdruck von Knappheitsrelationen als 
von Leistung. Das von Engels formulierte 
Grundprinzip der Verteilung am Markt, wo-
nach jeder „soviel bekommt, wie er selbst bei-
trägt" ), ist eine Chimäre.49

Vor diesem Hintergrund erscheinen zum ei-
nen die Selbstbedienungstendenzen, die den 
Staatsdienern so gerne vorgehalten werden 
(vgl. Teil I, Zf. 7), nicht mehr ganz so drama-
tisch, zumal verschiedene Mechanismen (u. a. 
eine in diesem Punkt zu Recht kritische Me-
dienberichterstattung) dafür sorgen, daß sich 
die Erhöhungen der Bezüge im öffentlichen 
Dienst im mittelfristigen Durchschnitt nicht 
allzuweit von den Löhnen und Gehältern, wie

43) Engels, a. a. O., S. 36. 



sie in der Privatwirtschaft gezahlt werden, 
wegbewegen50 ).

52) Lindblom, a. a. O., S. 79.
53) Recktenwald, a. a. O., S. 160.

Zum anderen wird klar, daß es angesichts der 
markterzeugten Verteilungsungerechtigkeit 
der öffentlichen Hand als umverteilender In-
stanz bedarf — vor allem um des sozialen Frie-
dens willen. Den aber hat der Staat — sehr 
zum Kummer mancher linker oder rechter 
Krisenstrategen — in den letzten Jahrzehnten 
recht erfolgreich gesichert, auch wenn er mit 
wachsendem Anteil am Sozialprodukt selbst 
hie und da Verteilungseffekte hervorbringt, 
die bei genauerem Hinsehen weder als „ge-
recht" noch als „sozial" einstufbar sind (vgl. 
Teil I, Zf. 12).
4. Ein weiteres klassisches Problem des Markt-
versagens ist das der externen Effekte. Längst 
wissen wir, daß sich der Wohlstand aller nicht 
automatisch mehrt, wenn jeder einzelne am 
Markt nur seine Eigeninteressen verfolgt. Be-
triebswirtschaftliche und volkswirtschaftliche 
Rationalität klaffen mitunter auseinander. 
Was gut ist für General Motors, ist nicht unbe-
dingt gut für die Vereinigten Staaten.
Prominentestes Beispiel ist die Umweltzerstö-
rung. Wann immer eine Fabrik die Luft verpe-
stet, werden Produktionskosten externalisiert, 
d. h., ein Teil der Produktion ist nur deshalb 
betriebswirtschaftlich profitabel, weil der Be-
trieb volkswirtschaftliche Ressourcen aufzeh-
ren kann, ohne dafür bezahlen zu müssen. 
Auch am Markt gibt es also die Entkoppelung 
von Leistung und Gegenleistung, von Nutzern 
und Zahlern (vgl. Teil I, Zf. 1).
Nun hat Engels zweifellos recht: der Staat ver-
ursacht ebenfalls externe Effekte. Das Auto-
bahn-Beispiel (vgl. Teil I, Zf. 6) ist sogar eher 
harmlos — verglichen etwa mit dem Umwelt- 
Raubbau, wie er in der Sowjetunion staatlich 
sanktioniert und betrieben wird51 )- Ein klei-
ner, aber wesentlicher Unterschied bleibt den-
noch: Marktteilnehmer müssen soziale 
Kosten, die sie verursachen, aus ihrer Kalkula-
tion ausklammern, es sei denn, sie werden 
vom Staat zu deren Berücksichtigung gezwun-
gen. Das Chemiewerk, das freiwillig kostspie- 
ige Filteranlagen einbaut, also Sozialkosten 
internalisiert, wird sich schwer tun, am Markt 
wettbewerbsfähig zu bleiben, wenn nicht auch 
die Konkurrenz dazu veranlaßt wird, ähnliche

7f Das von Recktenwald zitierte Beispiel (vgl. Teil I, 
s ? ist hier alles andere als repräsentativ.

■ T' Boris Komarow, Soll doch die Taiga ein- 
geäschert werden. Umweltgefahren und Umwelt-
schutz in der Sowjetunion, in: Spiegel Nr. 46/1979, 

212 ff.

Umweltschutzmaßnahmen zu ergreifen. Staat-
liche Institutionen können dagegen Externali- 
täten in ihre Kos
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tenrechnung miteinbeziehen, 
auch wenn sie de facto häufig versäumen, dies 
zu tun ),  etwa, weil sie sich wie Marktteilneh-
mer verhalten.
Spätestens an diesem Punkt relativiert sich 
auch Recktenwalds Kritik am vorsintflutli-
chen Rechnungswesen der öffentlichen Hand 
(vgl. Teil I, Zf. 6): Die Privatwirtschaft kann u. a. 
deshalb Erträge, Leistung und Wirtschaftlich-
keit sehr viel besser messen, weil sie eine klar 
umrissene Zielfunktion (Gewinnmaximierung 
unter Einhaltung einiger Nebenbedingungen) 
hat und nach betriebswirtschaftlichen Krite-
rien kalkuliert, obschon diese Kriterien volks-
wirtschaftlich mitunter fragwürdig sind.
Die öffentliche Verwaltung tut sich hier 
schwerer; daß sich die von der Ökonomie und 
den Policy Sciences angebotenen Entschei-
dungstechniken und -hilfen erst allmählich 
durchsetzen, hat gewiß auch damit zu tun, daß 
sie komplizierter sind als entsprechende In-
strumente für privatwirtschaftliche Unterneh-
men. Immerhin räumt auch Recktenwald ein, 
daß die Vorschrift der Bundeshaushaltsord-
nung, für alle Großinvestitionen Nutzen- 
Kosten-Analysen zu erstellen, einen Schritt in 
die richtige Richtung markiert* ).
5. Weil Märkte nie ganz so funktionieren wie 
im klassischen Modell, kommt es zu Überpro-
duktion, Absatzstockungen, also: Konjunktu-
ren und Krisen. Solche Schwankungen im 
Wirtschaftsablauf sind viel älter als die Versu-
che, sie mit Hilfe staatlicher Steuerung zu be-
einflussen. Schon deshalb ist die Deutung von 
Konjunkturzyklen als einem vornehmlich 
wahlpolitischen Phänomen (vgl. Teil I, Zf. 11) 
überaus problematisch. Manche Politiker wä-
ren vermutlich froh, wenn sie so viel Einfluß 
auf das Wirtschaftsgeschehen hätten, wie dies 
einige Vertreter der Staatsversagenstheorie 
unterstellen.
6. Märkte tendieren unter kapitalistischen 
Rahmenbedingungen nicht nur zur Selbstauf-
hebung durch Konzentration, sondern auch 
zur Expansion.
Einmal geht es dabei um das Wachstum von 
Unternehmen, um die räumliche Ausdehnung 
von Märkten, um die Erschließung immer 
neuer Länder und Regionen für den Güteraus-
tausch. Marktwirtschaft ist auf Wachstum pro-
grammiert; für den einzelnen Produzenten ist 



Wachstum oftmals Überlebensbedingung — 
sonst wird er von der wachsenden Konkurrenz 
an die Wand gedrückt. Gewiß, dieser Dynamik 
verdanken wir nicht nur Wohlstand; kurzfri-
stig trägt sie auch nach wie vor dazu bei, ihn zu 
sichern. Andererseits braucht man kein An-
hänger Leninscher Imperialismus-Thesen zu 
sein, um privatwirtschaftliches Wachstum in 
seinen mittel- wie langfristigen Auswirkun-
gen heutzutage mindestens ebenso problema-
tisch zu finden wie das Wachstum öffentlicher 
Bürokratien (vgl. Teil I, Zf. 2). Seit den umstrit-
tenen Thesen des Club of Rome sollten wir für 
diese Problematik zumindest sensibilisiert 
sein53a).

53a) Vgl. hierzu als hervorragenden Überblick: E. J. 
Mishan, The Economic Growth Debate. An Assess-
ment, London 1977.
54) Scharfsinnig erkannt und klassenkämpferisch 
zugespitzt formuliert haben dies bereits Karl Marx 
und Friedrich Engels im Kommunistischen Mani-
fest: „Die Bourgeoisie, wo sie zur Herrschaft gekom-
men, hat alle feudalen, patriarchalischen, idylli-
schen Verhältnisse zerstört. Sie hat die buntschek- 
kigen Feudalbande, die den Menschen an seinen na-
türlichen Vorgesetzten knüpften, unbarmherzig 
zerrissen und kein anderes Band zwischen Mensch 
und Mensch übriggelassen als das nackte Interesse, 
als die gefühllose ,bare Zahlung'. Sie hat die heiligen 
Schauer der frommen Schwärmerei, der ritterlichen 
Begeisterung, der spießbürgerlichen Wehmut in 
dem eiskalten Wasser der egoistischen Berechnung 
ertränkt.“

55) „Market Systems may have prospered histori- 
cally only because subtly working social mecha- 
nisms ... have restrained the total demands put 
upon them“ (Lindblom, a. a. O., S. 84; vgl. in diesem 
Kontext auch: Offe, a. a. O., S. 220f.).
56) Vgl. Horst Bosetzky, Selbstverständnis und An-
sehen des öffentlichen Dienstes, in: E. Laux (Hrsg ). 
Das Dilemma des öffentlichen Dienstes. Anspruch, 
Erwartungen, Realitäten, Bonn 1978, S. 109 ff. m.w.N. 
Thomas Ellwein/Ralf Zoll, Berufsbeamtentum — 
Anspruch und Wirklichkeit, Düsseldorf 1973, 
S. 157 ff.
57) „Wenn der Staatsapparat als inkompetent ange-
sehen wird, werden immer weniger Leute wollen, 
daß er Aufgaben übernimmt.“ (Anthony Lewis, The 
War of the Bureaucrats, in: New York Times v. 
10. April 1978).

Zum anderen geht es bei der Marktexpansion 
um einen sozialen Prozeß: Das Tauschprinzip 
als Form gesellschaftlichen Umgangs und der 
Egoismus als handlungsleitendes Motiv, auf 
denen Marktwirtschaft letztendlich basiert, 
werden immer universeller, sie durchdringen 
immer mehr Lebensbereiche, gestalten zuse-
hends unsere zwischenmenschlichen Bezie-
hungen54 ) und unterspülen damit auch jenes 

noch nicht „marktorientierte", aus vorindu-
striellen Zeiten stammende Normensystem, 
das zunächst einmal Voraussetzung für das 
Aufblühen des Kapitalismus gewesen sein 
dürfte55 ), dessen „Restsubstanz" aber auch 
heute noch unsere Kultur prägt und zur Le-
bensqualität beiträgt.
In diesem Kontext wäre vielleicht auch das 
schwindende Berufsethos von Beamten zu be-
greifen (vgl. Teil I, Zf. 3). Es ist ja nicht ganz zu-
fällig, daß Staatsbedienstete mehr und mehr 
ihre

56
 Einstellungen an die von Angestellten in 

Industriebetrieben angleichen )  — ein empi-
risches Forschungsergebnis übrigens, das so 
gar nicht in Einklang zu bringen ist mit Reck- 
tenwalds Thesen über die Wirkungen unter-
schiedlicher Anreizsysteme in Verwaltung 
und Wirtschaft, das aber unmittelbar einleuch-
tet, wenn es vor dem Hintergrund ähnlicher 
Alltagserfahrungen gesehen wird, die bei Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes wie der 
Privatwirtschaft gleichermaßen von Großbü-
rokratien und vermachteten „Märkten“ be-
stimmt sind.

III. Schlußfolgerungen: Staatsversagen oder Theorieversagen?

Zusammenfassend läßt sich festhalten: Die 
ökonomische Theorie des Staatsversagens 
verliert viel von ihrer Brisanz, wenn sie nicht 
isolierter Betrachtung unterworfen, sondern 
im Kontext mit Theorien des Marktversagens 
analysiert wird.
Versagt also womöglich eher die Theorie als 
der Staat? So einfach lassen sich wiederum die 
in Teil I präsentierten Thesen auch nicht aus 
der Welt schaffen. Soweit die Staatsversagens-
theorie auf eine Reihe von Funktions- und 
Strukturdefekten im öffenlichen Sektor auf-
merksam machen will, sind ihre Einsichten ge-

wiß nützlich, wenn auch bei weitem nicht so 
neu, wie sie sich, in modisches Vokabular ge-
kleidet, gerieren. Ohnehin hat sich inzwischen 
herumgesprochen, daß der Staat kein Zauber-
künstler ist, der jederzeit und für alle goldene 
Eier aus seinem Hut hervorzaubern könnte.
Zwei triftige Einwände gegen die ökonomi-
sche Staatsversagenstheorie bleiben:
1. In ihrer Einseitigkeit macht sie sich ver-
dächtig, nach der durchsichtigen Devise zu 
verfahren: „If the government is seen as incom- 
petent, fewer people will want it to do 
things." ) Das aber hieße, daß es ihr gar nicht 57



mehr um die nüchtern-abwägende, fundierte 
Evaluierung staatlicher Handlungsgrenzen 
geht. Wird hier nicht leichtfertig Wasser auf 
die Mühlen der Staatsverdrossenheit gelenkt? 
Schon die Etikettenwahl — Staats versagens- 
theorie — gibt zu solchem (Miß-)Verständnis 
Anlaß.
2. Der vielleicht brennendsten Frage weicht 
die ökonomische Theorie des Staatsversagens 
aus. Soweit sie für „Entstaatlichung" plädiert 
und den Markt als Alternative zur Bürokratie 
favorisiert (anstelle etwa zu analysieren, wie 
sehr in unseren Industriegesellschaften Bü-
rokratie und Markt, Privatwirtschaft und Staat 
ineinandergreifen, sich bedingen und wech-
selseitig ergänzen), suggeriert sie Problemlö-
sungsmöglichkeiten, wo wir beim besten Wil-
len nur Probleme zu sehen vermögen.
Das zentrale gesellschaftliche Dilemma — die 
„Grenzen der Organisierbarkeit"58 ), die er- tungsorganisationen, in: Die Verwaltung, Bd. 10, 

1977, S. 31 ff.
59) Charles H. Levine, Organizational Decline and 
Cutback Management, in: Public Administration 
Review, Bd. 38, 1978, S. 316ff.
60) Vaubel, a. a. O., S. 34.

58) Vgl. in anderem Zusammenhang: Helmut Kla-
ges, Grenzen der Organisierbarkeit von Verwal  

kennbar werden für ein System, das offen-
sichtlich auf Wachstumsgrenzen stößt, ob-
schon seine beiden tragenden Säulen, Büro-
kratie und Markt, auf Expansion angewiesen 
sind, um halbwegs störungsfrei zu arbeiten — 
wird unter den Teppich gekehrt. Für die dring-
liche Aufgabe, hier gangbare Wege des Cut- 
back-Managementss^ zu finden, drohende 
Verteilungskonflikte zu entschärfen (ange-
sichts der bislang durch Wachstumsraten ver-
deckten Schwierigkeiten von Staat und Privat-
wirtschaft, mehr Verteilungsgerechtigkeit zu 
realisieren), ist der Ruf nach mehr Markt we-
nig hilfreich. Vaubels abschließende Bemer-
kung, „daß nicht jede beliebige Unvollkom-
menheit des Marktes zu der Annahme berech-
tigt, der Staat könne hier reparieren"60 ), gilt 
eben auch umgekehrt.



Martin Jänicke

Zur Theorie des Staatsversagens i
I. Einleitung

Daß die Strukturschwächen des Marktes zu-
nehmend den Staat auf den Plan rufen, die Pro-
bleme dort aber nur gleichsam vom Regen in 
die Traufe geraten, hat nach der Theorie des 
Marktversagens zur Forderung nach „einer ge-
schlossenen Theorie des Staatsversagens"1) 
geführt. Das Thema ist älter als der von Reck- 
tenwald ins Spiel gebrachte Begriff. Es hat vor 
allem mehr Aspekte, als dieser neoklassische 
Ansatz zur Sprache bringt2).
Recktenwalds Diagnose des „Staatsversagens“ 
ist auf den Tatbestand der „Unwirtschaftlich-
keit im Staatssektor" beschränkt (so der Titel 
seiner Arbeit). Es geht ihm um den verschwen-
derischen öffentlichen Umgang mit Steuergel-
dern, um den zu hohen Preis staatlicher Lei-
stungserbringung usw. Die Ursachen dieser 
Unwirtschaftlichkeit werden im Rahmen einer 
marktwirtschaftlich orientierten Bürokratie-
kritik bestimmt. Verwiesen wird auf die pro-
blematische Trennung von Nutzer und Zahler 
bei öffentlichen Leistungen, auf das Fehlen 
von Erfolgskontrollen und materiellen Effekti-
vitätsanreizen im Verwaltungsapparat, auf die 
Kosteneffekte der gewerkschaftlichen Selbst-
organisation der Staatsdiener, auf die struktu-
rellen Hemmnisse von Produktivitätssteige-
rungen, die Unüberschaubarkeit des Budget-

1) H. C. Recktenwald, Unwirtschaftlichkeit im 
Staatssektor. Elemente einer Theorie des ökonomi-
schen Staats’versagens, Hamburger Jahrbuch für 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, Tübingen 1978 
S. 155—196.
2) Martin Jänicke, Wie das Industriesystem von sei-
nen Mißständen profitiert. Kosten und Nutzen tech-
nokratischer Symptombekämpfung: Umweltschutz, 
Gesundheitswesen, Innere Sicherheit, Wiesbaden 
1979. Vgl. M. Jänicke: Umweltpolitik im kapitalisti-
schen Industriesystem, in: ders. (Hrsg), Umweltpolitik, 
Opladen 1978.

mechanismus usw. Einer der wichtigsten Re-
formvorschläge lautet: „Entstaatlichung“.

Das Interessante an dem Thema ist zunächst 
einmal, daß es hier um Probleme geht, die die 
Gesellschaft dem Staat nicht zufällig überant-

wortet hat und von denen die Theorie des 
Marktversagens nicht zufällig behauptete, daß 
sie von privaten Anbietern nicht zu lösen sei-
en. War diese Theorie denn falsch? Und käme 
eine Entstaatlichung nicht der Rückverwei-
sung sozialer Probleme von der Traufe in den 
Regen gleich? Vor allem aber: Sind wir nicht 
längst Zeugen einer Entstaatlichung von Pro-
blembearbeitungen? In immer mehr Tätig-
keitsfeldern beteiligt der Staat spezialisierte 
Industrien (von der öko- bis zur Medizin-In-
dustrie) an seinem Aufgabenpensum, in immer 
mehr Bereichen läßt er Probleme technolo-
gisch bearbeiten und besorgt lediglich die Fi-
nanzierung.
Ich meine, es ist vor allem diese Ökonomisie-
rung von Staatstätigkeiten, die den Staat „so 
teuer“ macht Das eigentlich Bemerkenswerte 
an der von Recktenwald beklagten Unwirt-



schaftlichkeit des Staates sind demnach ihre 
ökonomischen Gründe. Dies ist die erste zen-
trale Paradoxie, mit der sich eine Theorie des 
Staatsversagens zu befassen hätte. Die büro-
kratischen Parkinsoniaden sind nur die eine 
— harmlosere — Seite des teuren Staates. Die 
andere ist die staatliche Alimentierung von 
Industrien, die sich auf bestimmte politische 
Aufgabenfelder — und Etats — spezialisiert 
haben. Dies führt zu einem zweiten Parado-
xon: Der Staat versagt vor einem Großteil der 
ihm gesellschaftsnotwendig überantworteten 
Aufgaben (von der Gesundheits- bis zur Bil-
dungspolitik), er versagt sogar zunehmend 
dort, wo er als „ideeller Gesamtkapitalist" 
systemnotwendige Steuerungsfunktionen 
übernommen hat. Und dennoch verhält er sich 
„ökonomisch", indem er dem an seinem Aufga-

benpensum beteiligten Wirtschaftssektor 
Wachstumsmöglichkeiten schafft. Das dritte 
Paradoxon lautet: Je mehr Geld der Staat für 
die Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme 
ausgibt, desto breiter institutionalisiert er ein 
gesellschaftliches Interesse am Bestand dieser 
Probleme3). Das vierte Paradoxon: Das „quan-
titative" Wachstum des Staates ist kein Indiz 
politischen Machtgewinns, sondern umge-
kehrt der Preis wachsender Entscheidungs-
schwäche4) und Unregierbarkeit, nicht dem 
Bürger, sondern den industriellen und büro-
kratischen Großtechnokratien gegenüber.

3) Vgl. insb. H. Achinger, Sozialpolitik als Gesell-
schaftspolitik, Reinbek 1958.
4) Diesen Gedanken hat — wenngleich mit fragwür-
digen Prämissen und Konsequenzen — schon Carl 
Schmitt 1931 formuliert, als er dem Staat von Wei-
mar das Etikett „total aus Schwäche“ verlieh (C.

Dies soll nun näher begründet werden — not-
wendigerweise nur skizzenhaft Der erste 
Schritt ist eine Verdeutlichung des Phäno-
mens staatlicher Kostenineffizienz an ausge-
wählten Beispielen.

II. Anschauungsmaterial

1. Kriminalitätsbekämpfung
Der Schutz von Leben, Gesundheit oder Eigen-
tum vor ungesetzlichen Angriffen ist eine der 
zentralen und zugleich eine der ältesten 
Staatsfunktionen. Dennoch hat die Kriminali-
tät im Zuge der Industrialisierung und Urbani-
sierung ständig zugenommen. Das Ausmaß 
dieser Entwicklung bringt in Ländern wie den 
USA oder der Bundesrepublik Deutschland 

die Regierungen zunehmend unter Legitima-
tionsdruck. Die Ausgaben für Innere Sicher-
heit steigen dementsprechend überproportio- 
nal. Der Polizeiapparat wächst und seine tech-
nische Ausrüstung wird ständig verbessert. 
Dennoch sinken die Aufklärungsraten, und 
die Kriminalität steigt weiter.

Dieses Staatsversagen führt zu parallelen Ge-
genmaßnahmen auf der privaten Ebene.

Tabelle 1:
Straftaten und Au 5fklärungsquoten in der Bundesrepublik Deutschland )

Schmitt, Der Hüter der Verfassung, Tübingen 1931). 
Vgl. Bruno Fritsch, Die Überforderung des Staates, 
IIVG Papers, Wissenschaftszentrum Berlin, Novem-
ber 1978).
5) Quelle: Statistisches Jahrbuch f. d. Bundesrepu-
blik Deutschland, laufende Jahrgänge.



Wach-, Werk- und Begleitschutz beschäftigen 
heute in der Bundesrepublik etwa halb so 
viele Menschen wie die Innere Sicherheit des 
Staates. Faktisch tritt der Staat hier sogar ei-
nen Teil seines Gewaltmonopols an Privatpoli-
zeien ab. Gleichzeitig wächst der Markt indu-
strieller Sicherheitstechnologien und schafft 
über die rund 450 000 (1978)6) Beschäftigten 
des internen Sicherheitssektors hinaus zusätz-
liche Einkommen. Da auch diese Maßnahmen 
wenig an der Kriminalitätsentwicklung än-
dern, entsteht ein dritter Typ von (überwie-
gend privaten) Kosten: Die Schadenskosten, 
die vor allem dem Versicherungswesen einen 
wachsenden Markt verschaffen, aber auch 
Ausweichkosten (avoidence costs; z. B. Um-
züge aus gefährlichen Gegenden) einschlie-
ßen.

6) 1978 gab es im Bereich öffentliche Sicherheit und 
Ordnung 288 768 Vollbeschäftigte im öffentlichen 
Dienst der Bundesrepublik (plus 11 567 Teilzeitbe-
schäftigte). Statistisches Jahrbuch f. d. Bundesrepu-
blik Deutschland 1979, Stuttgart und Mainz 1979,
S. 421. Privat Beschäftigte im Wach-, Werk- und Be-
gleitschutz gab es 1978 nach einer Schätzung 
150000—160 000 (Süddeutsche Zeitung v. 24.10 
1979). Für 1990 rechnet man mit 250 000 Angehöri-

Nimmt man noch die Alarmpublizistik hinzu, 
so gibt es einen ziemlich großen Teil von Ein-
kommensbeziehern marktwirtschaftlicher In-
dustriegesellschaften, die vom Problem Straf-
fälligkeit leben, für die das kriminalpolitische 
Staatsversagen bishier nicht unwirtschaftlich 
ist. Vorsichtig geschätzt wurden 1977 rund 
zwei Prozent des Bruttosozialprodukts (BSP) für 
dieses Problem ausgegeben. 

über die Ursachen dieses Staatsversagens ist 
damit noch wenig gesagt. Offenkundig ist im-
merhin dies: Staat und Gesellschaft konzen-
trieren ihre Mittel auf vorhandene Kriminali-
tät. Die Maßnahmen greifen zu spät in die pro-
blematische Kausalkette ein. Die Bedingun-
gen von Straffälligkeit und entsprechende so-
zialpolitische Vorsorgestrategien werden 
weitgehend dethematisiert Da der Abbau kri-
minalitätsträchtiger Sozialstrukturen seiner 
ganzen Natur nach eine öffentliche Aufgabe 
ist, fällt auch dessen Vernachlässigung unter 
den Begriff des Staatsversagens.

2. Gesundheitswesen

Die Diskrepanz zwischen Aufwendungen und 
erzielten Wirkungen ist im Gesundheitswe-
sen nicht ganz so spektakulär wie im Falle der 
Kriminalitätsbekämpfung. Dafür ist das Aus-
gabenniveau und seine bisherige Anstiegsten- 
denz beträchtlich.
Die hier angeführten Gesundheitsleistungen 
aus dem Sozialbudget (einschließlich Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfalle) haben 1977 — 
nach einer Vervierfachung gegenüber 1965 — 
120 Mrd. DM oder 10,1 Prozent des BSP der

Tabelle 2:
Gesundheitsleistungen aus dem Soz

7
ialbudget sowie Arbeitsunfähigkeits- und Krankenhausfälle 

der gesetzlichen Krankenversicherung )

gen von privaten Schutzorganisationen (laut ZDF, 
Bonner Perspektiven v. 23. 9. 1979).
7) Quellen: Statistisches Jahrbuch f. d. Bundesrepu-
blik Deutschland, laufende Jahrgänge. Wirtschaftli-
cher und sozialer Wandel, in der Bundesrepublik 
Deutschland. Gutachten der Kommission f. Wirt-
schaft!. und sozialen Wandel. Göttingen 1977, S. 467. 
Gesundheitspolitik in der Bundesrepublik, Rede Se-
nator Brückners v. 18. 12. 1978.



Bundesrepublik erreicht Seit 1975 haben die 
Ausgaben nur noch absolut zugenommen. 
Aber das erreichte Kostenniveau ist beträcht-
lich, zumal wenn man bedenkt, daß das Sozial-
budget die privaten Gesundheitsaufwendun-
gen (Haushalte und Privatversicherungen) und 
auch einen Teil der staatlichen Gesundheits-
aufwendungen nicht erfaßt. Nimmt man diese 
hinzu, so kommt man für das Jahr 1975 auf 
über 13 Prozent des BSP1
Bedenkt man, welch hohen Anteil an den Ge-
sundheitskosten des Sozialbudgets die 
Betriebe aufbringen müssen (Arbeitgeberan-
teil, Lohnfortzahlung, Unfallversicherung, 
dazu noch: indirekte Kosten durch Produk-
tionsausfall etc.), so ist es erstaunlich, wie we-
nig Gesundheit mit diesem gewaltigen ökono-
mischen Potential „erkauft“ wurde. Die 
Arbeitsunfähigkeitsfälle haben — von den re-

zessionsbedingten „Krankheitsverdrängun-
gen'1 abgesehen — insgesamt deutlich zuge-
nommen. Bei den Krankenhausfällen zeigt 
sich hier sogar eine kontinuierliche Zunahme. 
Das gleiche Bild bietet die Entwicklung der 
Berufskrankheiten (auch in anderen Ländern). 
Zwar gibt es mittlerweile eine breite Diskus-
sion über die Unzulänglichkeiten einer bloß 
kurativen Medizin, die die gesellschaftliche 
(„zivilisatorische") Bedingtheit der Krankheits-
struktur der Industrieländer ignoriert, aber 
nach wie vor wird der weitaus größte Teil der 
enormen Gesundheitsaufwendungen in die 
Behandlung anfallender Krankheiten inve-
stiert.

3. Umweltschutz
Einer der Bereiche, in denen gesellschaftspoli-
tische Gesundheitsvorsorge betrieben werden 



kann, ist der Umweltschutz. Im Vergleich zum 
Gesundheitswesen spielt er jedoch eine ge-
ringe Rolle. Gegenüber den sechziger Jahren 
hat es in den OECD-Ländern aber einen er-
heblichen Ausgabenanstieg gegeben. Staat 
und Industrie der westlichen Länder geben für 
Luft- und Wasserreinhaltung, Lärmschutz und 
Abfallbeseitigung zwischen ein und zwei Pro-
zent des BSP aus (im Falle Japans waren es 
zeitweilig — 1975 — sogar drei Prozent). Die 
Kosten der gleichwohl nicht verhinderte 
Umweltschäden machen nach Angaben der 
OECD in ihrem Länderbereich immerhin zu-
sätzlich 3—5 Prozent des BSP aus8).
Im Vergleich zu den eben angeführten beiden 
Problembereichen hat der Umweltschutz ver-
mutlich die sichtbarsten Erfolge erzielt: Ge-
genüber den sechziger Jahren ist der Himmel 
über den meisten Industriestädten wieder et-
was blauer geworden. Neuerdings sind auch 
Erfolge bei der Wasserreinhaltung erzielt wor-
den. In den meisten westlichen Ländern hat-
ten diese zumindest optischen Erfolge (s. u.) in 
den letzten Jahren einen dämpfenden Effekt 
auf den Anstieg der unmittelbaren Umwelt-
schutzaufwendungen (Schweden, Japan, Bun-
desrepublik).

Nun hat es gerade der Umweltschutz an sich, 
daß Messungen dort vorgenommen werden, 
wo man Maßnahmen ergreift. Die Folge ist re-
gelmäßig eine spezialistisch verengte und zu 
optimistische Sicht. Beschränkt man den Ge-
genstand des Umweltschutzes nicht auf die 
engen Problemdefinitionen des technokrati-

schen Apparates, definiert man also als Um-
weltproblem alle Schädigungen, Beeinträchti-
gungen und Gefährdungen von Mensch und 
Natur durch industrielle Produktionen und 
Produkte, so ergibt sich auch für diesen dritten 
Bereich eine überwiegend negative Erfolgsbi-
lanz (mit Zusatzkosten in Bereichen wie dem 
des Katastrophenschützes). Dies kann hier 
nicht näher begründet werden. Vielleicht ge-
nügt die Feststellung, daß auch im Bereich der 
engeren Problemdefinitionen des staatlich-in-
dustriellen Umweltsektors schon bald mit we-
niger günstigeren Entwicklungen zu rechnen 
ist (s. Tabelle 3), weil Umweltschutz als Sym- 
ptombearbeitung den Wachstumsfaktor der 
umweltproblematischen Produktionen und 
Produkte grundsätzlich tabuisiert und dieser 
die erzielten Niveauverbesserungen der Um-
weltqualität tendenziell neutralisiert. Nimmt 
man nicht die örtlich gemessenen Schadstoff-
konzentrationen, sondern die insgesamt in die 
Luft abgegebenen Emissionen, so werden 
diese bei den wichtigsten fünf Schadstoffen al-
lem Umweltschutz zum Trotz — und ungeach-
tet beträchtlicher Reduzierungen der Staubbe-
lastung — in der Bundesrepublik 1980 wieder 
das Gesamtvolumen von 1970 erreichen 
(reichlich 14 Millionen Tonnen). Diese Pro-
gnose betrifft wohlgemerkt den Kernbereich 
des Umweltschutzes, nicht etwa den Bereich 
der ungezählten toxischen Schadstoffe, die 
bisher weder Gegenstand von Messungen 
noch Maßnahmen sind, oft aber bereits in klei-
nen Mengen eine hohe Gefährdung darstel-
len.

III. Anmerkung zur Evaluation von Staatstätigkeiten

Nicht nur am Umweltschutz läßt sich zeigen, 
daß politische Leistungsbilanzen — das Atte-
stieren von Erfolg oder Versagen — entschei-
dend von den angewandten Bewertungskrite-
rien abhängen. Staat und Industrie neigen 
dazu, ihre Tätigkeit als solche bereits als Lei-
stung zu deklarieren. Die Tatsache, daß man 
tätig wurde und vor allem: daß man Geld aus-
gageben hat, ist die Kernaussage technokrati-
scher Selbstbewertungen. Oft ersetzt diese 
subjektive die objektive Leistungsevaluation. 
Dem entspricht dann auch die Logik, daß die 
Ausgaben steigen müssen, weil die Probleme 
zunehmen. Wir haben uns an diese Logik ge- 
wöhnt und finden sie plausibel. Politisch lo-

8)I The State of the Environment, The OECD-Obser- 
Ver, Nr. 98, Mai 1979, S. 33. 

gisch wäre hingegen die kritische Feststellung 
eines Problemanstiegs, obwohl die Ausgaben 
steigen.
Das Vorhandensein problembezogener Er-
folgsmaßstäbe ist folglich das erste notwen-
dige Evaluationskriterium. Die Angemessen-
heit der Erfolgsdefinition ist das zweite. Tech-
nokratien konzentrieren ihre Problemwahr-
nehmung meist auf Bereiche, in denen sich „et-
was machen läßt”. Ihre Erfolgsmessungen wie-
derum konzentrieren sie — wenn sie sie vor-
nehmen — auf solche Tätigkeitsfelder. Diese 
sind daher enger als die tatsächlichen Pro-
blemfelder. Der Bereich der Luftreinhaltung, 
in dem es ein Heer von Schwefeldioxid-Spe- 
zialisten und eine ganze Wissenschaft der 
Messung dieses einen Schadstoffs, aber eine 
große Unkenntnis über die toxische Gesamt-



Belastung gibt, ist nur ein besonders deutli-
ches Beispiel.
Ein drittes notwendiges Bewertungskriterium, 
das der technokratische Subjektivismus ten-
denziell ausblendet, ist die Frage einer Pro-
blemverschiebung. Der Umweltschutz ist hier 
wiederum reich an Beispielen, angefangen bei 
der regionalen Umverteilung von Schadstof-
fen über Umweltbeeinträchtigungen durch 
Kläranlagen bis hin zu der enormen und stark 
zunehmenden Abfallbelastung als Folge „er-
folgreicher" Reinigungsmaßnahmen. (Die ame-
rikanischen Umweltschutzabfälle der Indu-
strie werden sich nach einer Schätzung 1983 
gegenüber 1974 verdoppeln: auf fast 20 Pro-
zent oder 35,7 M 9io. Tonnen! ).) Besonders ak-
tuell ist derzeit die Problemverschiebung im 
Energiesektor, wo im Namen der Energieein-
sparung die Energieverschwendung (z. B. 
durch Verstromung im Heizungsbereich) neue 
Formen gewinnt.
Wird das Problem wie in den angeführten Bei-
spielen innerhalb des zuständigen Sozialsek-
tors verschoben oder von ihm in neuer Form 
hervorgebracht, so kann (in Ausweitung des 
medizinischen Begriffs) von einer „technokra-
tischen latrogenese“ gesprochen werden* ). 
Ihre starke Verbreitung im Bereich öffentli-
cher Problembearbeitung — von der Infektion 
in Großkliniken bis zur Professionalisierung 
von Kriminalität in Haftanstalten — ist ein 
wesentlicher Aspekt einer Theorie des Staats-
versagens.

9) Environmental Quality 1978; the Ninth Annual 
Report of the Council on Environmental Quality, 
Washington (Dez. 1978), S. 160.
10) M. Jänicke, Wie das Industriesystem von seinen 
Mißständen profitiert, a. a. O„ S. 9.

Eine Effizienzbewertung staatlicher Maßnah-
men darf — viertens — den Erfolgsfall erst at-

testieren, wenn Gratiseffekte auszuschließen 
sind. So war die Substitution von Kohle durch 
öl oder Gas in den sechziger Jahren kein Re-
sultat von Umweltpolitik, sondern Folge der 
Preisentwicklung. Einige Verbesserungen im 
Gesundheitsbereich sind Folge der Aufklä-
rungsarbeit der Medien oder der Abwande-
rung aus den Ballungsgebieten, ein Teil der 
Arbeitslosigkeit wird durch Rückzug vom 
Arbeitsmarkt (vor allem bei Frauen) verringert 
usw.

Fünftens ist schließlich stets nach der Dauer-
haftigkeit eines positiven Effekts zu fragen. 
Beschränken sich staatliche Maßnahmen auf 
Symptombehandlung und steckt im Kausalbe-
reich ein Wachstumsfaktor, so ist mit einem 
Wiederanstieg oder dem Dilemma der N- 
Kurve (Anstieg-Rückgang-Wiederanstieg) zu 
rechnen (s. u.).

Nur wenn solch kritische Erfolgsmaßstäbe an-
gelegt werden, wird begreiflich, warum der 
staatliche und industrielle Sozial- bzw. Entsor-
gungssektor (s. u.) so gewaltig angewachsen 
ist. Er „lebt" nicht nur von der primären Pro-
blembearbeitung; sein ökonomisches Gewicht 
bestimmt sich vielmehr zusätzlich durch die 
sekundäre Behandlung der unzulänglichen 
Problembehandlung: die Kompensation nicht 
verhinderter Schäden, die Behandlung der 
Folgen von Problemverschiebungen oder 
„technokratischer latrogenese", die zusätzliche 
Maßnahme gegen Probleme, die sich wachs-
tumsbedingt erneut zuspitzen, usf.

IV. Versorgung und Entsorgung:
Das Wachstum des staatlich-industriellen Sozialsektors

Es besteht ein enger Zusammenhang zwi-
schen dem Staatsversagen in zentralen Rege-
lungsbereichen und dem Wachstum des staat-
lichen und industriellen Sozialsektors. Man 
kann diesen Sektor auch als Entsorgungssek-
tor bezeichnen. Dieser bietet Güter und 
Dienstleistungen an, die auf einen Bedarf rea-
gieren, welcher durch Problemfolgen des Ver-
sorgungssektors mehr oder weniger erzwun-
gen wird. Vermutlich ist diese begriffliche Di-

chotomie von Versorgung und Entsorgung nur 
schwer operationalisierbar. Dies gälte auch, 
wenn man die „entsorgenden" Industrien und 
Dienstleistungsbereiche als „quartären Sektor 
bezeichnen würde.
Worauf es ankommt, ist ein sprachliches Hilfs-
mittel, das hinreichend anschaulich diejenigen 
bürokratischen und industriellen Bereiche 
heraushebt, die die industriegesellschaftliche 
Problementwicklung voraussetzen. Sie sind 
nur funktional zu bestimmen. Umweltschutz, 
Katastrophenschutz (wenn man von Naturka-
tastrophen absieht), die Behandlung von Zivili-
sationskrankheiten oder Kriminalität sind sol-
che Funktionsbereiche. Aber auch die techni-



sehe Sicherheit, ein großer Teil des Versiche-
rungswesens oder Bildungs- und Forschungs-
anstrengungen, die nur um den Preis der Krise 
vermieden werden können, gehören hierzu.
Der Stellenwert beider Begriffe steht und fällt 
mit der Relevanz und Plausibilität der folgen-
den Hypothese: Die Struktur der Versorgung 
moderner Industriegesellschaften bestimmt 
das Gewicht des Entsorgungssektors. Dies 
ließe sich am Beispiel der modernen Wachs-
tumsbranchen „Energie", „Straßenverkehr" und 
„Chemie" ausführlich begründen, muß jedoch 
hier unterbleiben. Der Leser mag selbst ermes-
sen, in welchem Umfang Industriezweige wie 
die genannten zur Produktion von Umwelt-, 
Gesundheits-, Sicherheits- oder Forschungs-
problemen beitragen, den Stellenwert des Ent-
sorgungssektors mithin erhöhen..
Für eine Theorie des Staatsversagens ist in 
diesem Zusammenhang entscheidend, daß der 
Staat im entwickelten Industriekapitalismus 
(nur von ihm ist hier die Rede) gerade im Zei-
chen sinkender Wachstumsraten dazu ten-
diert, die Intervention in sozial problemati-
sche Wachstumssektoren zu tabuisieren und 
statt dessen das zusätzliche Wachstum von 
Sozial- bzw. Entsorgungsindustrien zu begün-
stigen. Diese ökonomistische „Strategie" — 
meist handelt es sich eher um das Resultat vie-
ler unkoordinierter Verlegenheitslösungen — 
führt zu teuren, aber kurzfristig wachstums-
trächtigen Maßnahmen. Für den Teil der Wirt-
schaft, der direkt oder indirekt die Kosten 
trägt, ist dies „unwirtschaftlich", für den Teil, 
der diese Kosten als Einnahmen verbucht, ist 
es das nicht. Unökonomisch aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht ist die Expansion des staatli-
chen Sozial- und Entsorgungssektors, über 
dessen Etats sich die Sozial-Industrien über-
wiegend alimentieren. Gänzlich „unwirtschaft-
lich" an dieser teuren Politik ist aber vor allem 
die Tatsache, daß sie der Wirtschaft nicht die 
Kostenentlastung einbringt, deretwegen man 
ja doch den Staat auf den Plan rief. Der letzte 
Funkt bedarf der Erläuterung: Die Problembe-
reiche „Umwelt", „Gesundheit" und „Innere Si-
cherheit" wurden hier nicht nur angeführt als 
Beispiele starker Kosten-Effektivitäts-Diskre- 
panzen; es sind zugleich Aufgabenbereiche, 
bei denen der Staat — angesichts von Markt-
versagen — nicht zufällig ins Spiel kam, deren 
ineffektive Bearbeitung also alles andere als 
ein Kavaliersdelikt ist. Die Wirtschaft braucht 
sauberes Wasser (z. B. die Chemieindustrie) 

und saubere Luft (Stichwort: Korrosionsko-
sten). Sie hat ein brennendes Interesse an ei-
nem niedrigen Krankenstand. Die indirekten 
Einbußen durch Krankheit betrugen 1972 im-
merhin fast 5 Prozent des BSP11 ). Hierzu kom-
men aber noch die Kosten der Lohnfortzah-
lung, der Unfallversicherung (die für die stei-
genden Berufskrankheiten aufkommt, und 
zwar auf Kosten der Unternehmen) und die 
Unternehmeranteile der steigenden Sozial-
versicherungsbeiträge. Und natürlich sind die 
Unternehmen auch an einer Senkung der Un-
kosten interessiert, die ihnen durch Kriminali-
tät entstehen. Sie zahlen einen hohen Preis an 
den öffentlichen Sozialsektor, damit er sie von 
derartigen Unkosten entlaste. Der aber funk-
tioniert sehr unzulänglich. Dies ist keine Un-
wirtschaftlichkeit im Staatssektor, sondern 
eine eklatante Unwirtschaftlichkeit des 
Staatssektors.

11) Daten des Gesundheitswesens, hrsg. v. Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit, 
Bonn 1977, S. 310.
12) Vgl. M. Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, 
Opladen 1973; E. Zimmermann, Performanz und 
Persistenz: Zur Entwicklung eines neuen krisen-
theoretischen Ansatzes, PVS, 19. Jg. (1978), H. 4.

„Staatsversagen" hat also zumindest drei 
Aspekte:
1. Es wird auf politische Entscheidungen ver-
zichtet. Hier handelt es sich um politisches 
Staatsversagen!
2. Es wird ein zu teures Instrumentarium in 
Gang gesetzt. Dies ist einmal Folge von büro-
kratischer Unwirtschaftlichkeit im Staatssek-
tor, zum anderen Folge der Ökonomisierung 
von Staatstätigkeiten in Form einer kosten-
trächtigen Beteiligung von Sozial-Industrien 
am staatlichen Aufgabenpensum.
3. Es wird ein Instrumentarium in Gang ge-
setzt, das zu ineffektiv ist. Hier handelt es sich 
um ein funktionelles Staatsversagen.
Im Rahmen einer systematischen Theorie 
wäre damit das Vorfeld von Krisen umschrie-
ben12 ). Eine Radikalisierung von Staatsversa-
gen vor allem auf der dritten Ebene dürfte Kri-
sen der Ökonomie und/oder Krisen der politi-
schen Legitimation zur Folge haben. Umge-
kehrt wäre es aber töricht zu übersehen, in 
welchem Maße Staatsversagen gerade in der 
Bundesrepublik ohne manifeste Krisenfolgen 
bleibt.



V. Die staatliche Förderung von Sozial-Industrien

Hier interessieren jedoch primär die ökonomi-
schen Gründe staatlicher Unwirtschaftlich-
keit Es wurde gesagt, daß die ungelösten Pro-
bleme der industriellen Gesellschaftsentwick-
lung zu Wachstumszonen nicht nur von ent-
sorgenden Sozial-Bürokratien, sondern auch 
von entsprechenden Sozial-Industrien gewor-
den sind. Im Anschluß an O'Connors Begriff 
des „sozial-industriellen Komplexes"13 ) ver-
stehe ich unter Sozial-Industrien industrielle 
Produktionsbereiche, die in gesellschaftspoli-
tischen Problemfeldern tätig werden und 
überwiegend von staatlicher oder staatlich ge-
regelter Nachfrage leben. Es handelt sich also 
um Unternehmungen, denen lediglich ge-
meinsam ist, daß sie sich im Einzugsbereich 
staatlicher Einzeletats ansiedeln und soziale 
Probleme vorwiegend über öffentliche Haus-
halte vermarkten. Die volle Bedeutung dieses 
Sektors erschließt sich erst, wenn man seine 
Einnahmen nicht allein von den staatlichen 
Investitionen oder Sachausstattungen her be-
stimmt, sondern auch die sozialen Transfer-
zahlungen (z. B. Wohngeld), das staatlich regu-
lierte Finanzaufkommen (z. B. gesetzliche Ver-
sicherungen) und schließlich auch die durch 
staatliche Maßnahmen erzwungene Nach-
frage (z. B. Umweltschutzinvestitionen) hinzu-
rechnet. Hierzu ist ferner noch die staatsfreie 
Problemvermarktung zu rechnen, die häufig 
erst durch die Ineffizienz staatlicher Maßnah-
men möglich wird (z. B. private Sicherheits-
maßnahmen).

13) J. O'Connor, Die Finanzkrise des Staates, Frank- 
furt/M. 1974, S. 74 ff.

Unterscheidet man generell zwischen Indu-
strien, die vorwiegend von Staatskundschaft, 
und Industrien, die von Privatkundschaft le-
ben, so läßt sich ein interessanter Verhaltens-
unterschied gegenüber dem Staatsapparat 
feststellen. Während von Privatkundschaft le-
bende Industrien typischerweise negativ auf 
den Staat bezogen sind, als Veto-Gruppen in-
teressenschädliche Staatsinterventionen ab-
wehren, werben die Sozial-Industrien positiv 
um staatliche Zuwendung. Beide Industrien 
unterscheiden sich auch darin, daß die einen 
für bestimmte Produkte werben, während die 
Sozial-Industrien Staatszwecke propagieren. 
Die einen müssen ihre Werbemittel selbst auf-
bringen, die anderen können die öffentliche 
Meinung mobilisieren. Die einen findet man 
im Anzeigenteil, die anderen dringen in den 

Nachrichtenteil vor. Dies etwa dann, wenn im 
Anschluß an Alarmmeldungen (Kriminalität, 
Krebs, Katastrophen) routinemäßig eine bes-
sere „personelle und technische Ausstattung" 
des diesbezüglichen öffentlichen Sektors ge-
fordert wird. Hier müssen die Zwecke, für die 
produziert wird, nicht propagiert werden. Es 
handelt sich um anerkannte Staatszwecke. 
Propagandistische Anstrengungen zielen 
hauptsächlich auf zwei Punkte:

— auf die kontinuierliche Erweiterung derje-
nigen Etats, auf die man sich spezialisiert hat 
— hier ist die Interessenidentität mit entspre-
chenden Teilen des staatlichen Sozialsektors 
offenkundig —, und

— auf Strategien, die dort ansetzen, wo die 
Nachfrage am stabilsten ist und eine Massen-
produktion zuläßt, auf Strategien vor allem, 
die nicht politisch vorsorgen, sondern techno-
logisch nachträglich ein setzen.

Dabei werden dann etwa:
Um weltprobleme zu Problemen des Baus von 
Klär-, Filter- oder Abfallbeseitigungsanlagen, 
Krankheitsprobleme zu einer Angelegenheit 
teurer Diagnosegeräte oder des Krankenhaus-
baus,
Kriminalitätsprobleme zu einer Frage der 
technischen Ausstattung der Kriminalpolizei, 
Bildungsprobleme zu einer Frage der Baupoli-

tik und der materiellen Ausstattung von Bil-
dungseinrichtungen,
Verkehrsprobleme zu Fragen des Straßen-

baus.
Die Reihe ließe sich verlängern, bis hin zur 
Forschung in der Rolle eines Substituts für po-
litische Entscheidungen.

Thesenartig verallgemeinert gilt:
1. Sozial-Industrien wie Sozial-Bürokratien ex-
pandieren am stärksten dort, wo Wachstums- 
bedingte Staatsfunktionen im Spiel sind, Wo 
also Wachstumsbedingungen und Wachs-
tumsfolgen prekär sind.

2. In diesen Bereichen ist auch ihre Symbiose 
besonders eng.

3. Problemverstaatlichung und Problemver-
marktung gehen Hand in Hand. Besser sollte 
hier von einer Bürokratisierung und einer In-
dustrialisierung von Problembehandlungen 
gesprochen werden.



4. Der Staat hat an der Entwicklung von Sozial-
industrien im Zeichen reduzierten Wachs-
tums ein ökonomisches Interesse; ihre Förde-
rung ist zunehmender Bestandteil keynesiani- 
scher Nachfrageförderung.

5. Die Industrie entwickelt ihrerseits ein 
wachsendes Interesse an Staatskundschaft: 
Sie ist besser kalkulierbar als die Privatkund-
schaft; sie ermöglicht beträchtliche Preisauf-
schläge; sie stellt oft eine Art Zwangsmarkt 
dar; sie ergibt sich häufig auf dem Wege einer 
Gratiswerbung durch die Medien.

6. Der engen Symbiose öffentlicher und priva-
ter Problemlösungs-Technokratien entspre-
chen strukturelle Analogien, deren Folge eine 
Angleichung von Strategiepräferenzen ist;
— beide sind zentralistisch und arbeitsteilig 
organisiert,
— beide haben eine Präferenz für generelle 
Routinelösungen („Massenproduktion“),
— beide neigen zur Symptombehandlung, d. h. 
zu Maßnahmen am Ende problematischer 
Kausalketten, wo Probleme manifest, massen-
weise und kalkulierbar anfallen,
— beide — staatliche wie industrielle Tech-
nokratien — haben ökonomische fnteressen, 
die eng miteinander koinzidieren: hier das In-
teresse an der Etaterweiterung, dort das Inter-
esse an Markterweiterungen.

1. Folge dieser strukturellen Analogien sind 
technokratische Problemdefinitionen, die
— die Komplexität von Problemen ignorieren 
(Folge der Spezialisierung),
— die Ursachen von Problemen vernachlässi-
gen (Symptombehandlung),
— die einmaligen („außeralltäglichen") billigen 
Maßnahmen zugunsten kostenträchtiger 
Maßnahmen außer acht lassen (Ökonomisie-
rung),

— die strukturpolitisch vorsorgende Kompo-
nente zugunsten nachträglicher Maßnahmen 
ausblenden.

8. Dieser gemeinsamen Definitionstendenz 
bürokratischer und industrieller Sozial-Tech- 
nokratien entspricht ihre vereinigte Defini-
tionsmacht, der gegenüber politische Ent-
scheidungsinstanzen zunehmend ins Hinter-
treffen geraten.
9. Das Wachstum der Sozial-Industrien wie 
auch der Sozial-Bürokratien ist also auch ein 
Indiz wachsender Unregierbarkeit des Indu-
striesystems bzw. einer Krise der politischen 
Instanz.
Deren vielfältige Gründe können hier nicht 
analysiert werden. Generell geht es sowohl 
um die Entscheidungsfähigkeit im Staatssek-
tor als auch um die Entscheidungsfähigkeit 
des Staatssektors im Verhältnis zu den hoch-
organisierten Erwerbsinteressen. Erstere ist 
reduziert durch Faktoren wie die immer un-
günstigere Relation von zwecksetzend-kon- 
trollierender und exekutiv-bürokratischer In-
stanz oder das unüberschaubare Ausmaß der 
Spezialisierung. Die Entscheidungsfähigkeit 
des Staates hat ungleich größere Bedeutung. 
Sie reduziert sich ebenso durch die immer 
drängenderen Rücksichten des verschuldeten 
Steuerstaates gegenüber seinen Finanzquel-
len wie durch Faktoren der industriellen 
Machtbildung. Industrielle Macht im Verhält-
nis zum (National-)Staat erhöht sich im Aus-
maß der Akkumulation, Konzentration und In-
ternationalisierung des Kapitals. Immer klei-
nere Oligarchien entscheiden über immer ge-
waltigere Investitionsmassen in einem immer 
weiteren, multinationalen Aktionsfeld. Die 
weltweite Konkurrenz von Staaten, Regionen 
und Kommunen um Industrieansiedlungen ist 
das anschaulichste Beispiel für die Motive 
staatlicher Interventionsverzichte. Man kann 
sie ohne aufwendige methodologische Veran-
staltungen mit bloßem Auge studieren.

VI. Die Tabuisierung sozialer Problemursachen und ihre Konsequenzen

Die starke Tabuisierung politischer Interven-
tionen in den Versorgungssektor ist, wie ge-
sagt, Wachstumsbedingung des Entsorgungs-
sektors. Interventionsverzicht und Ökonomi-
sierung von Staatstätigkeiten — sinkende Ent-
scheidungsqualität und wachsende Staats- 
Quantität — hängen also eng miteinander zu-
sammen. An die Stelle eines einmaligen, vor-
sorglichen, kostengünstigeren „Nein" zur Pro-

blemursache tritt in der Tendenz ein doppel-
tes „Ja“: einmal zur Problemproduktion, zum 
anderen zur kostenträchtigen technokrati-
schen Entsorgung in Form von bürokratisch-
industriellen Gegenproduktionen. So erhöht 
die Verpackungsindustrie die Bedeutung der 
Abfallbeseitigung, fördert das laute Auto die 
Anstrengungen auf dem Gebiet des passiven 
Lärmschutzes, gibt die ungestüme Entwick-



lung der Chemie dem Gesundheitssektor zu-
sätzliches Gewicht, erhöhen gefährliche (und 
gefährdete) Großtechnologien die Nachfrage 
nach Schutzeinrichtungen, von der techni-
schen und polizeilichen Sicherheit bis zum 
Versicherungs- und Katastrophenschutz. Dem 
liegt kein zynischer Plan zugrunde. Beunruhi-
gend ist gerade die Naturwüchsigkeit dieses 
Prozesses.
Das wohl wichtigste Dilemma einer staatli-
chen Problembearbeitung unter maßgeblicher 
Beteiligung von Sozial-Industrien ist, soweit 
sie sich auf Symptombehandlung beschränkt 
und die Problemursachen einen Wachstums-
faktor enthalten, die Wiederanstiegstendenz 
der Symptomvariablen. Probleme, die das an-
haltende Wachstum der Industrie verursacht, 
weisen typischerweise einen solchen N-förmi- 
gen Kurvenverlauf — oder steigende Kosten 
für Gegenmaßnahmen — auf: Durch Umwelt-
schutz verringerte Emissionsraten bewirken 
einen nur zeitweiligen Emissionsrückgang, 
wenn die Zahl der Anlagen bzw. das Volumen 
emissionsintensiver Produktionen weiter an-
steigt. Ähnliches gilt, wenn die Krebsmortali-
tät durch medizinische Maßnahmen reduziert 
wird, die Krebsmorbidität aber unverändert 
steigt. Verbesserte Aufklärungsraten bei der 
Kriminalitätsbekämpfung werden (wenn es sie 
gibt) durch die allgemeine Kriminalitätsent-
wicklung langfristig neutralisiert. Ebenso wer-
den Maßnahmen der Verkehrssicherheit 
durch die Zunahme der Kraftfahrzeuge neu-
tralisiert (dasselbe gilt für geringere Abgas-
oder Lärmwerte pro Kfz). Ähnlich verschieben 
technische Energiesparmaßnahmen nur das 
Verbrauchsniveau, ohne die Anstiegstendenz 
selbst zu ändern. Rein logisch ergeben Strate-
gien der nicht-ursächlichen Symptombekämp-
fung (ceteris paribus) folgende Gesetzmäßig-
keiten:

1. Die Reduktion von Symptomvariablen wird
im Zeitverlauf durch Wiederanstieg neutrali-
siert, wenn der Anstieg der Ursachenvariablen 
unberührt bleibt.

2. Der Zeitpunkt des Wiedererreichens des 
Ausgangsniveaus (N 2) bestimmt sich durch die 
Reduktionsrate im Symptombereich und das 
Anstiegstempo im Ursachenbereich. Da beide 
Werte in aller Regel bekannt sind, können 
hier relativ verläßliche Prognosen gemacht 
werden.

3. Die Kosten des wiedererreichten Ausgangs-
niveaus (N2) liegen um den Preis der Reduk-
tionsrate höher als die des ursprünglichen 
Ausgangsniveaus (N1).

4. Ein gleichbleibendes Symptomniveau wird 
dauerhaft nur zu einem steigenden Preis er-
kauft.

5. Die Kosten eines im Wachstumsprozeß 
gleichbleibenden Problemniveaus steigen in 
der Regel exponentiell an, da die Schwierig-
keiten einer immer weiteren Beseitigung von 
Restproblemen unverhältnismäßige Kosten-
steigerungen mit sich bringen; die Reduk-
tionsrate aber muß ständig im Maße der 
Wachstumszunahme erhöht werden, soll ein 
Wiederanstieg verhindert werden.
Prinzipiell gibt es hier drei Möglichkeiten: die 
der technologischen Symptombekämpfungs-
strategie immanente Alternative: a) Wieder-
anstieg bei gleichbleibenden Kosten oder b) 
Niveaustabilisierung zu steigenden Kosten; 
oder die Strategiealternative zur technologi-
schen Symptombekämpfung: c) Struktum’an- 
del in Richtung auf grundsätzlich weniger pro-
blemträchtige Sozialformen. Die N-Kurven- 
Problematik entsteht im Maße der Konservie-
rung solcher Sozialstrukturen.

VII. Fazit

Das Wachstum der Industriegesellschaften 
hat Voraussetzungen und Folgen, die immer 
prekärer werden. Die meisten dieser Probleme 
sind marktwirtschaftlich nicht zu bearbeiten 
und werden an den Staat delegiert. Sie können 
also auch nicht unbesehen wieder „privati-
siert" werden. Eine neue Form der Privatisie-
rung hat aber längst Platz gegriffen: die Betei-
ligung spezialisierter Sozial-Industrien an die-
sen hoch legitimierten Aufgabenfeldern. Im 
Gegensatz zur privaten Vermarktung besorgt 

der Staat hier direkt oder indirekt die Finan-
zierung.

Wir haben bisher immer nur von Sozialkosten 
gesprochen, ohne den gewaltigen Wirtschafts-
sektor zu untersuchen, der von ihnen lebt. Wir 
haben über den Begriff der Sozialkosten aber 
auchsübersehen, wie hoch mittlerweile die Pri-
vatkosten für den gleichen Zweck sind: Mehr 
als ein Viertel des BSP wurde in der Bundesre-
publik 1975 für die stark gewachsenen Sekto 



ren Gesundheit, Umweltschutz, Innere Sicher-
heit sowie Bildung/Forschung ausgegeben 
(einschließlich der Kosten von Umwelt- und 
Kriminalitätsschäden). Etwa ein Drittel dieser 
Ausgaben wurde von Privaten getätigt — der 
weitaus größte Teil von Betriebenl
Dies scheint mir auch das handfesteste Di-
lemma dieser Entwicklung zu sein (wenn man 
von dem politisch leider weniger konflikt-
trächtigen Schicksal der von Krankheit, Um-
weltbelastungen oder Unsicherheit Betroffe-
nen einmal absieht): Die Problembearbei-
tungsgebühren, die die Betriebe an den Staat 
und gesetzliche Versicherungen zu zahlen ha-
ben, steigen, aber die erwartete Kostenentla-
stung bleibt weitgehend aus. Durch eigene 
quasi-staatliche Zusatzmaßnahmen und nicht 
verhinderten Schaden (vom krankheitsbeding-
ten Arbeitsausfall bis zur Wasseraufbereitung) 
entstehen eher zusätzliche ökonomische Bela-
stungen. Ein immer größerer Teil des Brutto-
sozialprodukts setzt also die Probleme des an-
deren Teils voraus. Die Negativeffekte des 
Versorgungssektors fördern das Wachstum 
des staatlich-industriellen Entsorgungssek-

tors. Sie werden damit partiell zur kurzfristi-
gen Wachstumsbedingung. Die Frage ist nur, 
ob dieser Strukturwandel gesamtwirtschaft-
lich und längerfristig nicht bereits zur Bedin-
gung reduzierten Wachstums geworden ist 
Die bürokratische Unwirtschaftlichkeit im 
Staatssektor jedenfalls ist der harmlosere 
Aspekt einer Theorie des Staatsversagens. Die 
dort zu konstatierende Verschwendung steht 
noch am ehesten zur Disposition, wenn die oft 
überschätzte „Finanzkrise" des Staates14 ) ein-
mal radikalere Lösungen erfordert (und die 
von konservativer Seite propagierte Kürzung 
der für die Sozial-Industrien nicht profitablen 
Sozialleistungen an ihre Grenze stößt). Ein 
strukturpolitisches „Austrocknen" des Sozial- 
bzw. Entsorgungs-Sektors hingegen ist derzeit 
nicht absehbar — obwohl der Staat mit aufla-
genpolitisch erzwungenen oder steuerpoli-
tisch suggerierten Innovationen im Sinne der 
„low impact technologies" vermutlich einen 
gewaltigen Investitionsboom anstoßen könn-
te.

14) Vgl. R. R Grauhan/R. Hickel, Krise des Steuer-
staats? Leviathan, Sonderheft 1/1978.



Manfred Groser: Das Privatisierungsthema in der politischen Willens-
bildung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/80, S. 3—15

Das Thema „Privatisierung" hat die bundesrepublikanische Öffentlichkeit in zwei Phasen 
und mit durchaus unterschiedlichen Akzenten beschäftigt Ende der fünfziger und Anfang 
der sechziger Jahre waren es vor allem ordnungs- und vermögenspolitische Argumente, die 
zur Forderung nach Überführung industriellen Bundesvermögens in Privateigentum führ-
ten. Mitte der siebziger Jahre setzte dann vor dem Hintergrund der Finanzmisere (insbe-
sondere der Kommunen) eine Diskussion um die Entlastung des Staates durch Aufgaben-
übertragung auf Private ein, die zunächst eher pragmatisch geführt wurde (Kostenerspar-
nis), sich aber bald zu ordnungspolitischen Dimensionen erweiterte.
Während der erste Teil des Aufsatzes den Argumenten der gesellschaftlichen Kräfte (Par-
teien, Verbände, Wissenschaft) pro und kontra Privatisierung gewidmet ist, wird im zweiten 
eine von der ökonomischen Theorie der Politik angeregte „Interessenlogik" der Beteiligten 
skizziert In der Bundesrepublik ist es den Befürwortern der Privatisierung bisher nicht ge-
lungen, dem Privatisierungsthema im Rahmen einer allgemeinen ordnungspolitischen Ini-
tiative zum Durchbruch zu verhelfen. Entscheidend für Privatisierungsversuche waren häu-
fig nicht ordnungspolitische Argumente, sondern der Druck von der Finanzseite. Dies gilt 
vor allem für die kommunale Ebene, auf der das Privatisierungsthema gegenwärtig am ak-
tuellsten ist

Stephan Ruß-Mohl: Kann der Markt, was der Staat nicht kann? 
Anmerkungen zur ökonomischen Theorie des Staatsversagens
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/80, S. 17—27
Die Kritik am Staat wird immer schriller. Wurde noch vor einigen Jahren eine drohende 
„Legitimationskrise" prophezeit oder die „Regierbarkeit" westlicher Systeme in Zweifel ge-
zogen, so ist jetzt offen von Staatsversagen die Rede — in einer ökonomischen Theorie, de-
ren Kerngedanken zusehends auch Niederschlag in den Leitartikelspalten angesehener 
Printmedien finden.
Der vorliegende Beitrag will zum einen die wichtigsten Thesen der ökonomischen Theorie 
des Staatsversagens in komprimierter Form vorstellen (Teil I); zum anderen sucht er die 
Auseinandersetzung mit der Theorie und mit Praxisforderungen, die auf „Entstaatlichung", 
also auf Rückverweisung öffentlicher Aufgaben an den Markt zielen (Teil II).
Fazit: Die Brisanz der ökonomischen Theorie des Staatsversagens relativiert sich, wenn 
ihre Thesen nicht isoliert gesehen, sondern in den Kontext der Theorie des Marktversa-
gens gestellt werden. Im Grunde eröffnet die Staatsversagenstheorie Scharmützel auf ei-
nem Nebenkriegsschauplatz der Gesellschaftspolitik, während sie sich der brennendsten 
Frage verschließt: wie ein Gesellschaftssystem das „Organisationsdilemma" meistern kann, 
das sich auftut, weil das System an Wachstumsgrenzen stößt, obschon seine tragenden Säu-
len — Bürokratie und Markt, Staat und Privatwirtschaft — auf Expansion angewiesen sind, 
um halbwegs störungsfrei zu arbeiten.

Martin Jänicke: Zur Theorie des Staatsversagens
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/80, S. 29—39

Im Anschluß an Recktenwalds Forderung nach einer umfassenden „Theorie des Staatsver-
sagens“ werden unterschiedliche Dimensionen einer solchen Theorie diskutiert: politi-
sches Staatsversagen als Entscheidungsschwäche; funktionelles Staatsversagen als Effi-
zienzmangel; Unwirtschaftlichkeit im Staatssektor und Unwirtschaftlichkeit, des Staats-
sektors. Am Beispiel der Kriminalitätsbekämpfung, des Gesundheitswesens und des Um-
weltschutzes werden Art und Ausmaß gegenläufiger Entwicklungen von Kosten und 
Nutzen veranschaulicht. Die zentrale These lautet: Das politische Staatsversagen, d. h. die 
unzureichende Intervention in die Struktur der industriellen „Versorgung", bedingt die Un-
wirtschaftlichkeit des Staatssektors, die sich insbesondere im Wachstum des mit Repara-
turfunktionen befaßten „Entsorgungssektors" manifestiert. Dessen bürokratische und indu-
strielle Komponenten werden untersucht unter der Hypothese eines latenten staatlich-
bürokratischen Interesses am Wachstum von „Sozial-Industrien“. Die staatlichen und indu-
striellen Sozial-Technokratien entwickeln analoge (symptombezogene) Definitionstenden-
zen im Hinblick auf industriegesellschaftliche Probleme; die aus ihrer engen Symbiose er-
wachsende gemeinsame Definitionsmacht verstärkt die Tendenz, politisch-vorsorgliche 
Strategien zugunsten kurzfristig wachstumsträchtiger, teurer Entsorgungskonzeptionen zu 
vernachlässigen. Ursachen und Folgen einer gegenläufigen Entwicklung vpn Quantität und 
Qualität staatlicher Problembearbeitung werden ansatzweise systematisiert.
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